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EDITORIAL

Kinder brauchen beste Grundlagen …

… so könnte man die Abkürzung „KBBG“ auch interpretie-
ren. Wie wir alle wissen, steckt hinter diesen Buchstaben 
aber das Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz, das 
kürzlich novelliert wurde und das in dieser novellierten 
Fassung mit 1. September 2023 in Kraft getreten ist.

Aus Sicht der oberösterreichischen Städte und Gemeinden 
wurden insbesondere zwei Änderungen intensiv diskutiert: 
Die Verpflichtung für Kindergärten, anstatt wie bisher 
45 in Zukunft 47 Wochen geöffnet zu halten, und die Klar-
stellung, dass bereits ab drei Kindern, für die ein Bedarf 
besteht, eine Nachmittagsbetreuung angeboten werden 
muss. Daneben gab es viele weitere Themen, wie die 
schrittweise Reduktion der Kinderhöchstzahlen der Kin-
dergartengruppen ab dem Kindergartenjahr 2025/2026, 
die Einführung der Genehmigungspflicht bei Überschrei-
tungen usw. usf., die uns in den Gemeinden betreffen. 
Näheres dazu finden Sie im Leitartikel im Blattinneren. 

Es gab an diesem Entwurf auch durchaus heftige Kritik aus 
den Gemeinden. Insbesondere die Ausdehnung der Öff-
nungspflicht auf 47 Wochen im Jahr wurde als in der Praxis 
(Stichwort Personalmangel) oft nur schwer umsetzbar 
bezeichnet. Und ja – diese Veränderungen sind heraus-
fordernd für Oberösterreichs Städte und Gemeinden. Aber 
wie immer muss man das gesamte Bild betrachten.

Die Forderungen von vielen Seiten zum Kinderbetreuungs-
angebot in unserem Bundesland gehen weit über die mit 
der Novelle umgesetzten Schritte hinaus. Insbesondere 
die Idee eines Rechtsanspruchs auf einen Kinderbetreu-
ungsplatz wird immer wieder lanciert. Es ist klare Position 
des OÖ Gemeindebundes, dem entschieden entgegenzu-
treten. Das ist auch dieses Mal wieder gelungen.

Vergessen darf man auch nicht, dass das mit der Novel-
le gleichzeitig umgesetzte Paket Kosten von annähernd 
40 Mio. Euro pro Jahr bedeutet und dass diese Mehr-

 
kosten zur Gänze und auf Dauer vom Land OÖ getragen 
werden. Damit konnten gerade in budgetär schwierigen 
Zeiten massive Mehrbelastungen von unseren oberöster-
reichischen Kommunen abgewendet werden.

Letztlich aber – und das rechtfertigt die mit der Novelle 
selbstverständlich auch verbundenen zusätzlichen Lasten 
für die Gemeinden und Städte unseres Landes – bringt die 
Novelle eine deutliche Verbesserung der Grundlagen der 
Kinderbildung- und -betreuung in Oberösterreich. Und da-
für stehen Oberösterreichs Städte und Gemeinden grund-
sätzlich und immer. Wir sind bereit, im Rahmen unserer 
Möglichkeiten und unter Wahrung unserer Verantwortung 
für unsere Gemeinden die besten Grundlagen für unsere 
Kinder bereitzustellen.

 
 
Mag. Franz Flotzinger

13

11



OÖ GEMEINDEZEITUNG SEPTEMBER 2023 3 

6

Kraftakt kommunale 
Kinderbetreuung 
Seite 5

Oö. Bau-Übertragungsverordnung 
2024 
Seite 8

Gemeindebundjuristen  
diskutieren Seite 14

Titelstory:  
Die OÖ KBBG Novelle 
Seite 18

Berichte aus dem Brüsselbüro 
Seite 25

E-Government – 
Vom und für Praktiker  
Seite 26

Gemeinde der Zukunft 
Seite 28

Rechtsjournal Seite 34

Impressum Seite 39

19



OÖ GEMEINDEZEITUNG SEPTEMBER 20234

„Intensive Diskussionen und politische 
Auseinandersetzungen, gleichzeitig 
aber ein wertschätzender Umgang 
miteinander, das zeichnet den Ober-
österreichischen Landtag aus. Auch im 
gerade zu Ende gegangenen Landtags-
jahr 2022/2023 konnten viele richtungs-
weisende Gesetzgebungen auf den Weg 
gebracht werden. Der Landtag wurde 
aber auch seiner Rolle als Kontrollorgan 
der Verwaltung mehr als gerecht“, fasst 
Landtagspräsident Max Hiegelsberger das 
vergangene Landtagsjahr zusammen.

Bilanz des Landtagsjahres 2022/2023

Ein intensives Arbeitspaket prägte 
die neun Sitzungen des Oberösterrei-
chischen Landtags im Jahr 2022/23. 
An insgesamt 11 Sitzungstagen 
fielen 177 Beschlüsse im Landtag, 
davon wurden 77, also 43,5 Prozent, 
einstimmig beschlossen. Fünf aktu-
elle Stunden, 108 schriftliche und 
66 mündliche Anfragen sind ein  
starkes Zeichen dafür, dass die Ab-
geordneten im Landtag ihre Kontroll-
funktion gegenüber der Landesregie-
rung sehr ernst nehmen. 

„Der Landtag ist die gewählte Vertre-
tung der Oberösterreicherinnen und 
Oberösterreicher. Hier werden all 
jene Themen behandelt und voran-
gebracht, die unsere heimische Be-
völkerung bewegen.  
Dementsprechend gab es auch im 
abgelaufenen Jahr ein großes  
Arbeitspensum zu absolvieren. Im 
Rückblick freut es mich besonders, 
dass mit der Rückkehr in unseren 
schönen Landtagssitzungssaal wieder 
eine lebendige Debattenkultur Einzug 
gehalten hat.  
So intensiv und teilweise hitzig auch 
debattiert wird, so besteht doch gro-
ßer Respekt zwischen den Abgeord-
neten. Darauf lege ich auch persön-
lich großen Wert“, so Hiegelsberger. 
 ▪
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v. l.: Dritter Landtagspräsident Peter Binder, Landtagspräsident Max Hiegelsberger, 
Zweite Landtagspräsidentin Sabine Binder und Landtagsdirektor Dr. Wolfgang Stei-
ner ziehen Bilanz über das vergangene Landtagsjahr 2022/23

31. OÖ. Ortsbildmesse in Eitzing

Sonntag, 17. September 2023

• Leistungsschau der oö Dorf- & Stadtentwicklungsvereine

• Unterhaltungsprogramm für die ganze Familie

• Eröffnung: 10:00 Uhr

• Infos & Programm: www.liebenswertes-ooe.at

EINTRITT FREI 

©Gemeindeamt Eitzing | Bezahlte Anzeige

www.wirtschaftslandesrat.at
DORF- & STADTENTWICKLUNG IN OÖ

So intensiv und teilweise 
hitzig auch debattiert wird‚ 
so besteht doch großer 
Respekt zwischen den 
Abgeordneten. Darauf lege 
ich auch persönlich großen 
Wert.
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Ein Rechtsanspruch würde ebenfalls 
bedeuten, dass die Gemeinde zu einer 
Schadenersatzpflicht herangezogen 
werden kann, wenn dem Anspruch 
nicht entsprochen wird. In Deutsch-
land kam es bereits zu Schadenersatz-
forderungen in fünfstelliger Höhe.

Die Gemeinden leben, wie in fast al-
len Bereichen, nach den Regeln des 
Bundes und der Länder. Wir kommen 
unseren gesetzlichen Verpflichtungen 
nach, brauchen dafür aber auch Geld 
und nicht nur eine einmalige Anschub-
finanzierung. Der Bund stellt mit der 
15a-Vereinbarung 200 Millionen Euro 
pro Jahr zur Verfügung, was als Aus-
bauhilfe wichtig ist. Aber die Gemein-
den benötigen eine langfristige und 
nachhaltige Finanzierung, da durch 
den Ausbau der Kinderbetreuung 
auch die laufenden Kosten in den Ge-
meinden durch mehr Personal und 
Instandhaltung weiter steigen. Daher 
brauchen wir die finanziell langfristige 
Perspektive, welche sich hoffentlich 
in den Ergebnissen der FAG-Verhand-
lungen wiederfindet. Da Bund und 
Länder die Vorgaben und Anforderun-
gen an die elementar-pädagogischen 
Einrichtungen laufend erhöhen, haben 
diese auch die notwendigen Mittel 
dafür zur Verfügung zu stellen.

Die Gemeinden bemühen sich auch 
weiter, die Angebote für die Kinder-
betreuung so gut, so schnell und so 
bedarfsgerecht wie möglich auszu-
bauen. Die Kommunen brauchen bei 
diesem Kraftakt jedoch auch die not-
wendige Unterstützung.  ▪

Eine flächendeckende und qualitäts-
volle pädagogische Kinderbetreuung 
ist wichtig, um die Vereinbarkeit von 
Familien- und Erwerbsleben zu ver-
bessern. Die Politik hat hier Rahmen-
bedingungen zu schaffen, die einer-
seits die Familien organisatorisch und 
finanziell entlasten und andererseits 
die Gemeinden in diesen Bereichen 
nicht überfordern. Die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für die Kinder-
betreuung liegen zwar in der Kompe-
tenz des Bundes und der Länder, die 
Kindergartenerhaltung ist allerdings 
ureigene Aufgabe der Gemeinden. 

Die oberösterreichischen Gemein-
den nehmen ihre Verantwortung im 
Bereich der Kinderbildung und -be-
treuung sehr ernst. Es ist auch eine 
schöne Aufgabe der Gemeinden, 
ein qualitativ hochwertiges Angebot 
für die Bevölkerung zu schaffen. Wir 
wissen, dass dieses Angebot ein ent-
scheidender Standortfaktor für die 
Lebensqualität der Bürgerinnen und 

LAbg. Bgm. Christian Mader
Präsident des OÖ Gemeindebundes

Bürger ist und daher auch geschätzt 
wird. Der gemeinsame Pakt zum 
Kinderland Nr. 1 soll uns Gemeinden 
dabei maßgeblich unterstützen. Ver-
einbart wurde ein umfassendes Maß-
nahmenpaket, das von der Gewerk-
schaft als das „erfolgreichste Paket 
der letzten 20 Jahre“ tituliert worden 
ist und konkrete Maßnahmen mit 
einem Gesamtvolumen von rund 
40 Mio. Euro enthält, die das Land 
Oberösterreich, über eine Erhöhung 
der Gruppenförderung, zusätzlich in 
die Kinderbildung- und -betreuung 
investiert.

In den letzten Wochen und Monaten 
ist die Diskussion in den Themen-
bereichen Kinderbetreuung und 
Elementarbildung in eine Richtung 
gegangen, die aus Sicht des Ge-
meindebundes nicht verständlich 
ist. Seitens der Sozialpartner gab es 
wiederholt die Forderung nach einem 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung 
ab dem ersten Lebensjahr, ganztägig 
und ganzjährig. Es ist natürlich ein-
fach, den Ausbau öffentlicher Kin-
dergartenplätze zu verlangen, also 
Forderungen zulasten Dritter aufzu-
stellen. Als Gemeindebund könnten 
wir gleichermaßen die Forderung 
erheben, dass Betriebe ab einer be-
stimmten Zahl von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern verpflichtet 
sein sollten, auch Kinderbetreu-
ungseinrichtungen anzubieten. Das 
würde Müttern und Vätern kürzere 
Anfahrtszeiten und bedarfsgerechte 
Öffnungszeiten ermöglichen.

Kraftakt kommunale Kinderbetreuung

Es ist auch eine schöne 
Aufgabe der Gemeinden‚ 
ein qualitativ hochwertiges 
Angebot für die Bevölke-
rung zu schaffen. 

Die Gemeinden leben‚ wie 
in fast allen Bereichen‚ nach 
den Regeln des Bundes und 
der Länder.

Der gemeinsame Pakt zum 
Kinderland Nr. 1 soll uns Ge-
meinden dabei maßgeblich 
unterstützen.
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137 Landes-Sportehrenzeichen
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Wirtschafts- und Sport-Landesrat Mar-
kus Achleitner: „Mit der Verleihung des 
Landes-Sportehrenzeichens sprechen 
wir prägenden Persönlichkeiten des 
oberösterreichischen Sportgeschehens 
einen verdienten Dank aus.“

Mit dem Landes-Sportehrenzeichen 
in Gold wurden 15 aktive Sportlerin-
nen/Sportler und 47 Funktionärein-
nen/Funktionäre von Wirtschafts- und 
Sport-Landesrat Markus Achleitner 
und der aktuellen Vorsitzenden 
der Landessportorganisation (LSO), 
Präs. Brigitte Casny, ausgezeichnet. 
Das Landes-Sportehrenzeichen in 
Silber wurde an 36 aktive Sportlerin-
nen/Sportler und 39 Funktionärin-
nen/Funktionäre überreicht. „Jede 
Einzelne und jeder Einzelne hat sich 
diese Auszeichnung durch beson-
deren Einsatz für den Sport in Ober-
österreich redlich verdient. Herzliche 
Gratulation all diesen Persönlichkei-
ten und Leistungsträgerinnen bzw. 
Leistungsträgern des oberösterreichi-

Verleihung des Landes-Sportehrenzeichens in Gold 
 v. l.: Stanislav Vala (Sportler, Leichtathletik), Karin Peer (Funktionärin, ATSV Timel-
kam), Wirtschafts- und  Sport-Landesrat Markus Achleitner, Victoria Hahn  
(Sportlerin, Gewichtheben), Anton Hofmann (Funktionär, Volleyball-Club Esternberg) 
sowie Präsidentin Brigitte Casny, aktuell Vorsitzende der Landessportorganisation

schen Sportwesens. Die große Zahl 
an Ausgezeichneten unterstreicht das 
enorme Engagement und zugleich die 
sportliche Vielfalt in unserem Bun-
desland“, betonte Landesrat  
Achleitner.

„Bei der Landes-Sportehrenzeichen-
Verleihung holen wir einerseits jene 
Menschen vor den Vorhang, die tag-
täglich in unseren 2.400 Vereinen 
sowie in den Verbänden ehrenamt-
lich für den Sport wertvolle Arbeit 
leisten – andererseits auch jene, die 
mit ihren Leistungen bei Wettkämp-

fen außergewöhnliche Erfolge erzie-
len und somit unseren Kindern und 
Jugendlichen als Vorbild dienen. Das 
Sportland OÖ ist dankbar und stolz, 
dass diese nicht nur ihre Freizeit,  
sondern eigentlich ihr Leben dem 
Sport widmen und dadurch viel Posi-
tives an den rund 6.000 Sportstätten 
und darüber hinaus in unserem 
Bundesland bewirken. Schließlich 
ist Sport eine Lebensschule und die 
Basis für ein aktives und gesundes 
Leben“, erklärte Landesrat Achleit-
ner beim Festakt, der – wie wenige 
Tage zuvor auch die Verleihung der 
Landes-Sportehrenzeichen in Bronze 
– im Sipbachzeller Zirbenschlössl or-
ganisiert wurde. 

Der festliche Abend bot dem Sport-
land Oberösterreich auch die ideale 
Gelegenheit, sich bei Persönlich-
keiten zu bedanken, die heuer im 
Laufe des Jahres ihre aktive Karriere 
im Spitzensport beendet haben. So 
gab es neben viel Applaus auch ein 
kleines Abschiedspräsent für den 
14-fachen Judo-Staatsmeister Daniel 
Allerstorfer sowie den Kunstturner 
Severin Kranzlmüller, der sich im Mai 
mit 3x Gold, 2x Silber und 1x Bronze 
mit einer herausragenden Vorstel-
lung bei der Staatsmeisterschaft in 
Linz von der großen Bühne verab-
schiedet hat.  
Nicht anwesend konnte Ski-Cros-
serin Andrea Limbacher (Weltmeis-
terin 2015) sein, die ebenfalls ihre 
erfolgreiche Sportkarriere beendet 
hat. Wirtschafts- und Sport-Landesrat 
Markus Achleitner:  
„Herzlichen Dank für euren Einsatz 
und eure Spitzen-Leistungen, mit 
denen ihr immer wieder im  
Sportland Oberösterreich Begeiste-
rung entfacht habt. Herzliche Gra-
tulation zu euren beeindruckenden 
Karrieren.“ 
 ▪

Jede Einzelne und jeder 
Einzelne hat sich diese 
Auszeichnung durch beson-
deren Einsatz für den Sport 
in Oberösterreich redlich 
verdient.
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Oberösterreichs Regionen sind LEADER 
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„Mit LEADER haben wir ein großartiges und nachhaltiges Instrument im Bereich der 
ländlichen Entwicklung“, ist Landesrätin Michaela Langer-Weninger vom Erfolg von 
LEADER überzeugt.

„Lebensqualität im ländlichen Raum 
wird von vielen Faktoren bestimmt 
– ein gesicherter Arbeitsplatz, ein 
zufriedenstellendes Freizeitangebot, 
gesunde Nahrungsmittel von regio-
nalen Anbieterinnen und Anbietern, 
eine effiziente Infrastruktur und vor 
allem ein Gefühl des Miteinanders in 
allen Bereichen. LEADER mobilisiert 
Ideen und Kräfte vor Ort und leistet 
damit einen wesentlichen Beitrag zur 
Regionalentwicklung. Und in ihrer 
Einfachheit liegt ihre Stärke: Denn die 
Menschen in den Regionen wissen am 
besten, was ihre Regionen weiterbrin-
gen“, läutet Gemeinde- und Agrar-Lan-
desrätin Michaela Langer-Weninger im 
Zuge der LEADER-Konferenz die neue 
Förderperiode der Regionalentwick-
lung ein. 

Die Genehmigung der neuen LEADER-
Regionen wurde durch ein zweistufi-
ges Einreichverfahren mit Regionsge-
sprächen und der Möglichkeit  
von Nachbesserungen erreicht. „Ich 
freue mich, dass wir in Oberöster-
reich auch künftig auf 20 LEADER-Re-
gionen bauen können“, gratuliert  
LR Langer-Weninger zum Erreichen 
des Status.

Mit Juli 2023 startete die bis 2027 
laufende Periode mit einem Gesamt-
budget von 40.677.000 Euro für die 
OÖ Regionen. Die Kofinanzierungsra-
te ändert sich im Vergleich zur  
Vorperiode auf eine einheitliche Auf-
teilung von 62 Prozent EU, 19 Pro-
zent Bund und 19 Prozent Land. „Die 
Erhöhung des Landesanteils ermög-

licht eine Erhöhung des Budgets.  
Das kommt direkt den Regionen und 
den Menschen Vorort zugute“, ist 
Langer-Weninger überzeugt.

Einer der großen Erfolgsfaktoren des 
LEADER-Programmes ist die Auto-
nomie der Regionen. So werden auch 
zukünftig die örtlichen Projektaus-
wahlgremien über die Budgetvergabe 
entscheiden. Dabei muss sich das 
Entscheidungsgremium überwiegend 
aus Mitgliedern der Zivilgesellschaft 
zusammensetzen.

Die Themenbereiche bzw. Aktionsfel-
der Wertschöpfung, natürliches und 
kulturelles Erbe sowie Gemeinwohl 
werden um das Thema Klima ergänzt. 
Die EU-Initiative „Smart Villages“ wird 
künftig integriert, wobei sich mehrere 
zusammenschließen, um pilothafte 
Vorhaben mit Digitalisierungsbezug 
umzusetzen. Zudem wird eine besse-
re Vernetzung und Koordination von 
regional wirkenden Organisationen 
und Förderinitiativen angestrebt. 
Dazu ist ein Treffen auf Landesebene 
zwischen Vertreterinnen und Ver-
tretern des Regionalmanagements, 
LEADER, KEM/KLARs und weiteren 
regionalen Organisationen geplant.

„Mit LEADER haben wir ein großarti-
ges und nachhaltiges Instrument im 
Bereich der ländlichen Entwicklung. 
Alleine in der letzten Förderperiode 
konnten über 1.600 Projekte realisiert 
werden. Damit wird LEADER seinem 
Ruf, der Motor der Regionalentwick-
lung zu sein, allemal gerecht“, so  
Langer-Weninger abschließend. 
 ▪

Mit LEADER haben wir ein 
großartiges und nachhalti-
ges Instrument im Bereich 
der ländlichen Entwick-
lung. Alleine in der letzten 
Förderperiode konnten über 
1.600 Projekte realisiert 
werden.

Ich freue mich‚ dass wir in 
Oberösterreich auch künftig 
auf 20 LEADER-Regionen 
bauen können.
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Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2024:

Die wichtigsten Fragen und Antworten

1 Vgl. VwGH 24. 4. 2007, 2004/05/0285: Entsprechend der Regelung der Kompetenzverteilung in der Bundesverfas-
sung ist eine Maßnahme (z. B. Bauführung) nur zulässig, wenn alle dafür geltenden Rechtsnormen (z. B. Baurecht, 
Gewerberecht, Zivilrecht) eingehalten werden, wobei aber grundsätzlich jede Behörde nur die für ihr Verfahren 
maßgebenden Bestimmungen zu vollziehen hat. 

2 Oö. SDLG-Übertragungsverordnung, LGBl. Nr. 65/2013 idF LGBl. Nr. 60/2020.

 
Mit 1. Jänner 2024 soll die neue Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2024 
(Oö. BauÜV 2024) in Kraft treten und die bis dahin geltende Verordnung ablösen. 
Im Folgenden werden der Inhalt dieser Übertragungsverordnung und der Grund 
für ihre Neuerlassung dargestellt sowie weitere häufig in diesem Zusammen-
hang aufgeworfene Fragen beantwortet.

Was bedeutet „Bau-Übertragung“?
Aufgrund des im Österreichischen Verwaltungsrecht herrschenden Kumula-
tionsprinzips bedarf ein bestimmtes Vorhaben unter Umständen mehrerer 
Bewilligungen, auch verschiedener Behörden.1 So ist etwa für eine gewerbliche 
Produktionshalle nicht nur eine baubehördliche Bewilligung der Gemeinde, son-
dern regelmäßig auch eine betriebsanlagenrechtliche Genehmigung und unter 
Umständen überdies auch eine wasser- bzw. naturschutzrechtliche Bewilligung 
der Bezirkshauptmannschaft erforderlich. 

Die Oö. BauÜV 2024 ermöglicht es den Gemeinden, ihre Zuständigkeit im Bauverfahren hinsichtlich jener bau-
lichen Anlagen, die auch einer gewerbebehördlichen Genehmigung bedürfen, auf die örtlich zuständige Bezirks-
hauptmannschaft zu übertragen. Dies hat zur Folge, dass das baubehördliche Verfahren von der bereits für das 
gewerbliche Betriebsanlagenverfahren zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde miterledigt wird. Diese Verfah-
renskonzentration hat für die betroffenen Betriebe und Nachbarn einer Betriebsanlage den unbestreitbaren Vorteil, 
dass es (nur) eine behördliche Anlaufstelle im Bau- und Gewerbeverfahren gibt (und demnach auch nur ein Bewilli-
gungsbescheid auszustellen ist).

Auf welche Rechtsgrundlage stützt sich die Übertragungsverordnung?
§ 40 Abs. 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990 sieht – auf der Grundlage von Art. 118 Abs. 7 B-VG – vor, dass auf An-
trag einer Gemeinde die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, soweit es sich nicht 
um Angelegenheiten aus dem Bereich der Bundesvollziehung handelt, durch Verordnung der Landesregierung 
auf eine staatliche Behörde übertragen werden kann. Eine Aufgabenübertragung ist dabei aber nur generell für alle 
in der Gemeinde betroffenen Verfahren, also nicht beschränkt auf ein konkretes (weil z. B. komplexeres) Bauverfah-
ren bei einem bestimmten Betrieb, zulässig. 

Neben der Oö. Bau-Übertragungsverordnung gibt es in Oberösterreich mit der Oö. Sexualdienstleistungsgesetz-
Übertragungsverordnung2 ein ähnliches Modell. Dabei übernimmt ebenfalls die zuständige Bezirkshauptmannschaft 
auf Antrag bestimmte Aufgaben der Gemeinden nach dem Oö. Sexualdienstleistungsgesetz. 

Mag. Karlheinz Petermandl

Amt der Oö. Landesregierung,  
Direktion Inneres und Kommunales
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Die geltende Oö. Bau-Übertragungsverordnung3

Die aktuelle Verordnung gibt es bereits seit dem Jahr 2003. Sie umfasst mittlerweile 112, also bereits mehr als 1/4 
aller oberösterreichischen Gemeinden und kann daher durchaus als Erfolgsmodell bezeichnet werden. Die betroffe-
nen Gemeinden verteilen sich – mit einer Ausnahme – auf alle Bezirke Oberösterreichs.

Im Vergleich zu anderen Bundesländern ist die Anzahl der Übertragungsgemeinden allerdings noch ausbaufähig. So 
nehmen etwa im Bundesland Salzburg fast alle (nämlich 111 von insgesamt 119!)4 und in Niederösterreich bereits 
2/3 der Gemeinden (nämlich 383 von insgesamt 573)5 dieses Modell in Anspruch. Zu berücksichtigen ist bei dieser 
Gegenüberstellung allerdings, dass in den beiden genannten Bundesländern diese Übertragungsoption schon deut-
lich früher als in Oberösterreich etabliert wurde.

Welche konkreten Aufgaben umfasst die „Bau-Übertragung“?
Die übertragbaren Aufgaben sind in der Oö. BauÜV 2024 genau definiert und betreffen im Wesentlichen das Baube-
willigungs- und das Bauanzeigeverfahren, die Bauaufsicht sowie die Baupolizei. 

Verbleiben der Gemeinde dann noch behördliche Zuständigkeiten bei Betrieben?
Die angeführten zentralen baubehördlichen Kompetenzen „wandern“ im Fall einer Übertragung zur zuständigen Be-
zirkshauptmannschaft. Dagegen bleiben andere Behördenzuständigkeiten im Zusammenhang mit Betrieben weiter-
hin bei der Gemeinde, etwa betreffend die Bauplatzbewilligung, Gebührenvorschreibungen (wie Kanal-, Wasser und 
Abfallgebühren oder der Verkehrsflächenbeitrag), Zustimmungen nach dem Oö. Straßengesetz 1991 (wie zum An-
schluss an Verkehrsflächen der Gemeinde oder zu Bauführungen innerhalb eines Bereichs von acht Metern neben 
dem Straßenrand) oder die Feuerpolizeiliche Überprüfung („Feuerbeschau“). Auch die raumordnungsrechtlichen 
Grundlagen für die Zulässigkeit von Betrieben (Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan und Neuplanungsgebiet) sind 
nicht übertragbar, die Zuständigkeit dafür liegt somit weiter beim Gemeinderat als Planungsorgan der Gemeinde.

Im Interesse der Gemeinden liegt dabei die mit der Oö. BauÜV 2024 verbundene Neuregelung, wonach zukünftig im 
Übertragungsfall der Gemeinde im Rahmen ihres baubehördlichen Wirkungsbereichs ein Anhörungsrecht im Bau-
bewilligungsverfahren und im Verfahren nach § 24a Oö. Bauordnung 1994 (Baufreistellung) zukommt.  
Damit wird eine Information der Gemeinde bzw. ihre Einbindung in das Verfahren bei der Bezirkshauptmannschaft 
sichergestellt.

Den vollständigen Artikel finden Sie auf unserer Homepage www.ooegemeindebund.at unter Neu und Aktuell.

3 LGBl. Nr. 61/2003 idF LGBl. Nr. 74/2023.

4 Im Land Salzburg stellen – anders als in Oberösterreich – die diversen Bau-Delegierungsverordnungen jeweils (nur) 
auf einen Bezirk ab und differenzieren überdies beim Umfang der übertragenen Aufgaben zwischen den Gemeinden 
(vgl. etwa die Bau-Delegierungsverordnung 1998 für den Bezirk Salzburg-Umgebung - Flachgau, LGBl. Nr. 84/1998 
idF LGBl. Nr. 54/2023). 

5 Vgl. die NÖ Bau-Übertragungsverordnung 2017, LGBl. Nr. 87/2016 idF LGBl. Nr. 25/2022.

Stand: 18.8.2023
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Experten, die das oberösterreichische 
System immer wieder lobend er-
wähnten. Daher ist es auch wichtig, 
diesen Deckel zum richtigen Zeit-
punkt zu erhöhen, um nicht die Miet-
preise am privaten Immobilienmarkt 
zu befeuern. 

Damit löst die Wohnbauförderung in 
Oberösterreich erneut Probleme, die 
an anderer Stelle produziert werden. 
Durch die Anhebung der Mietzins-
obergrenze erweitert Oberösterreich 
den Bezieherkreis für die Wohnbei-
hilfe. All jene Haushalte, deren Miet-
vertrag ab 01. 01. 2023 ausgestellt 
wurde und deren Antrag auf Wohn-
beihilfe wegen Überschreitung der 
7-Euro-Grenze abgelehnt wurde,  
können nach Inkrafttreten der Ver-
ordnung nun erneut einen Antrag 
an die Abteilung Wohnbauförderung 
stellen. Damit bekommen die Ober-
österreicherinnen und Oberöster-
reicher künftig noch bessere Unter-
stützung bei der Bestreitung ihrer 
Wohnkosten. ▪

7-Euro-Deckel angehoben

„Wohnen wird durch die Zinspolitik 
der EU, die Inflation und die hohen 
Energiepreise, welche zu steigenden 
Betriebskosten führen, immer teurer. 
Das stellt uns alle vor große Probleme. 
Inflationsbedingt wurden die Katego-
riemieten binnen eines Jahres dreimal 
angehoben, die privaten Vermietun-
gen erhöhten sich durch die Indexie-
rung, Genossenschaftswohnungen 
wurden und werden durch steigende 
Kreditzinsen verteuert. Das alles ist 
ein Teufelskreis, der sich immer weiter 
selbst besteuert. Das Wohnen wird 
spürbar teurer. Die aktuelle Situation 
zwingt uns zum Handeln“, führt Wohn-
baureferent LH-Stv. Dr. Manfred Haim-
buchner aus.

Seit Kurzem liegen die neuesten Zah-
len der Statistik Austria zur Nettomie-
te (inkl. USt. ohne Betriebskosten) für 
2022 vor. So liegt die durchschnitt-
liche Miete in Oberösterreich bei 
sechs Euro pro Quadratmeter. Ge-
nossenschaftswohnungen liegen mit 
5,40 Euro unter diesem Wert, private 
Vermietungen mit 6,90 Euro deutlich 
über diesem durchschnittlichen Wert.

Die Zahlen zeigen, dass das Woh-
nen auch in Oberösterreich spürbar 
teurer geworden ist. Sieht man sich 
die gesamten Zahlen der Statistik 
Austria genauer an, merkt man, dass 
Oberösterreich im Bundesländer-
vergleich aber nach wie vor sehr gut 
liegt. Während sich etwa in den ver-
gangenen zehn Jahren die privaten 
Wohnungsmieten in Wien um über 
53 Prozent erhöht haben, verzeichnet 

Oberösterreich eine weitaus geringe-
re Erhöhung von knapp 35 Prozent. In 
Gesamtösterreich liegt die Erhöhung 
bei rund 44 Prozent. 

„Die Statistik Austria liefert hier viele 
aussagekräftige Zahlen. Diese be-
weisen, dass die Wohnbaupolitik in 
Oberösterreich ausgezeichnet funk-
tioniert. Gleichzeitig bilden diese gan-
zen Zahlen aber auch die massiven 
Preissteigerungen ab. Preissteigerun-
gen bei Bürgerinnen und Bürgern, die 
jetzt schon nicht mehr wissen, wie sie 
mit ihrem Einkommen das Auslangen 
finden sollten. Daher haben wir in der 
Regierungssitzung vom 10. Juli den 
7-Euro-Deckel bei der Wohnbeihilfe 
auf 8,00 Euro für Mietverträge, die 
ab Jänner 2023 geschlossen wurden, 
erhöht“, begründet Dr. Haimbuchner 
diesen Schritt und führt weiter aus: 
„Jetzt ist der richtige Zeitpunkt. Jetzt 
ist es nötig. Ich habe immer zuge-
sagt, diese Grenze dann zu erhöhen, 
wenn die Zahlen der Statistik Austria 
zeigen, dass es notwendig ist. Wir 
liegen nun bei der durchschnittlichen 
privaten Vermietung bei 6,90 Euro, 
bei befristeten Mietverträgen bei 
7,10 Euro Nettomiete inklusive USt. 
ohne Betriebskosten. Damit wurde 
die Schmerzgrenze erreicht.“

Der 7-Euro-Deckel wirkte lange sehr 
preisdämpfend auf den Markt. Zu 
diesem Urteil kamen unabhängige 
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Die Zahlen zeigen‚ dass 
das Wohnen auch in Ober-
österreich spürbar teurer 
geworden ist.

Die Statistik Austria liefert 
hier viele aussagekräftige 
Zahlen. Diese beweisen‚ 
dass die Wohnbaupolitik in 
Oberösterreich ausgezeich-
net funktioniert.
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Flexible und digitale Pflegeausbildung 

„Im Wettbewerb um die besten Köpfe 
müssen wir bereits in der Pflegeausbil-
dung attraktiver werden und auf die Be-
dürfnisse der Interessierten eingehen. 
Wir gestalten daher den Berufseinstieg 
in die Pflege möglichst niederschwellig 
und erleichtern gleichzeitig durch eine 
digitale und flexible Pflegeausbildung 
die Weiterqualifizierung, die noch dazu 
zur Hälfte während der Dienstzeit 
geschehen kann“, betont Landesrat 
Dr. Wolfgang Hattmannsdorfer. 

„Die COVID-Pandemie hat auch bei 
der Altenbetreuungsschule für einen 
Digitalisierungsschub gesorgt, den wir 
jetzt nachhaltig verankern werden. Wir 
legen besonders darauf Wert, dass 
Ausbildungsinhalte praxisnahe vermit-
telt werden. Dort wo es uns möglich 
ist, wollen wir aber flexibler werden 
und auch digitale Lerninhalte anbie-
ten. Wir setzen daher auf Eigenver-
antwortung beim Lernen, immerhin 
ist diese Kompetenz auch im späteren 
Berufsalltag in der Pflege enorm wich-
tig“, so die Direktorin der Altenbetreu-
ungsschule Mag. Wilma Steinbacher. 

Stützkräfte als niederschwelliger 
und schneller Berufseinstieg in die 
Pflege 
▪ Neue Berufsgruppe Stützpersonal 

seit Jahresbeginn 

▪ Niederschwelliger Einstieg ohne 
pflegerische Vorausbildung

▪ Ausbildungsverpflichtung sorgt für 
Höherqualifizierung und Qualitäts-
sicherung  

50 Prozent der Ausbildungszeit 
können in Dienstzeit erfolgen 
▪ 50 Prozent der Dienstzeit können 

für Ausbildungszwecke genutzt 
werden 

▪ Modell „Ausbildung und Anstel-
lung“ wird weiterentwickelt  

Digitale und damit orts- und 
zeitunabhängige Pflegeausbildung 
▪ Erster digitaler Pilotlehrgang  

für Heimhilfe ermöglicht eine  
zeit- und ortsunabhängige  
Absolvierung der Ausbildung

▪ Kombination aus Präsenz- und di-
gitaler Lehre sowie Selbststudium 

▪ Lediglich rund 1/5 der 220 Unter-
richtseinheiten Theorie ist in Prä-
senz erforderlich  

Karriere in der Pflege durch 
modulare Ausbildung 
▪ Unkomplizierte Weiterqualifizie-

rung aufgrund aufeinander abge-
stimmter Lehrinhalte in Form von 
Modulen der Berufsbilder Heimhil-
fe, Pflegeassistenz und Fachsozial-
betreuung

▪ Vorhandene berufliche Qualifizie-
rung bei Ausbildungsabbruch

▪ Ausweitung des bestehenden An-
gebots auf weiteren Standort  

Oberösterreichs Antwort auf die He-
rausforderungen in der Pflege ist die 
Fachkräftestrategie Pflege, die seit 
Jahreswechsel konsequent umgesetzt 
wird. Der aktuelle Fokus liegt auf 
Maßnahmen, um die Ausbildung at-
traktiver und moderner zu gestalten. 

Im Zuge der Fachkräftestrategie Pfle-
ge wurde von mehreren Seiten der 
Wunsch vorgebracht, die Ausbildung 
in der Betreuung und Pflege flexibler 
zu gestalten: Gerade für berufstätige 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie Personen mit Erziehungspflich-
ten soll die Ausbildung noch ein-
facher neben der Arbeit ermöglicht 
werden – ohne sich extra Zeit frei-
schaufeln und lange Anfahrtswege 
in Kauf nehmen zu müssen. Zudem 
sollen Ausbildungen verstärkt modu-
lar aufgebaut werden, um bei einem 
vorzeitigen Abbruch trotzdem eine 
berufliche Qualifizierung zu haben 
bzw. später einfacher wieder einzu-
steigen.  
 ▪

Sozial-Landesrat Wolfgang Hattmannsdorfer und die Direktorin der Altenbetreu-
ungsschule Oberösterreich präsentieren die Umsetzung weiterer Maßnahmen der 
Fachkräftestrategie Pflege
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Sicherheit durch EVIS.AT
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Neue Ära der Zusammenarbeit zwi-
schen ASFINAG, ÖAMTC, Klimaschutz-
ministerium, Bundesländern, Städten 
und ITS-Organisationen führt sicher 
ans Ziel.

Bestens informierte Verkehrsteilneh-
mende sind sicher unterwegs. Dieses 
Ziel verfolgt die ASFINAG mit der 
Bereitstellung zahlreicher Daten von 
Baustellen bis zur Verkehrsbehinde-
rung. Mit dem Gemeinschaftsprojekt 
EVIS.AT wurden die Datenwelten von 
mehr als 18 Partnern – unter ande-
rem von der ASFINAG über alle Bun-
desländer bis hin zum ÖAMTC und 
dem Klimaschutz- und Verkehrsmi-
nisterium – zusammengeführt. Durch 
diesen umfassenden  
Datentransfer können in über 25 Mo-
bilitäts- und Verkehrsinformations-
Apps Echtzeitinformationen verläss-
lich bereitgestellt werden.  
Das bedeutet ein Plus für die Ver-
kehrssicherheit auf über 12.000 Kilo-
metern Straßennetz im gesamten 
Land. Autobahnen, Schnellstraßen, 
wichtige Landes- und Gemeinde-
straßen sind im Rahmen dieses über-
greifenden Kooperationsprojekts 
integriert. 

Statement BMK, Generalsekretär  
Dipl. Ing. Herbert Kasser: „Mit der 
EVIS.AT-Kooperation haben wir in  
Österreich einen weiteren Meilen-
stein in der Kooperation der Stake-
holder im Bereich der Generierung, 
dem Austausch und der Zurverfü-
gungstellung hochwertiger Verkehrs-
informationsdaten durch die öffent-
liche Hand geschaffen. Diese neuen 
Daten bilden eine wesentliche  
Grundlage für zukünftige betreiber-
übergreifende und in weiterem 
Schritt auch multimodale Verkehrs-
managementstrategien und tragen 
damit zu einer klimafreundlicheren 
Mobilität in Österreich bei.“

Statement ASFINAG, Vorstand  
Dr. Josef Fiala: „Diese Zusammen-
arbeit und vor allem dieses Service 
für Kundinnen und Kunden ist in 
Europa einzigartig. Wir haben Ver-
waltungsgrenzen überwunden, um 
eine flächendeckende Verkehrs-
information in Echtzeit anzubieten. 
Derartige Innovationen sind eine un-
erlässliche Basis für weitere Entwick-
lungen im Verkehrsbereich, wie etwa 
integriertes Verkehrsmanagement 
oder die immer wichtiger werdende 
Verschmelzung der Datenwelten von 
Infrastruktur und Fahrzeugen. Die 
gute Kooperation derart vieler Part-
nerorganisationen erhöht zudem die 
Qualitätssicherung und stellt diese 
langfristig sicher.“ 

Statement ÖAMTC, Direktor Oliver 
Schmerold: „Als größter privater Mo-
bilitätsdienstleister des Landes sind 
wir ein wichtiger Partner, der seine 
Expertise im Bereich Verkehrsinfor-
mation einbringt. Die EVIS.AT-Daten 
sind essenzielle Grundlage für ein 
österreichisches Verkehrslagebild in 
Echtzeit und verschaffen allen Nutze-
rinnen und Nutzern einen entschei-
denden Informationsvorsprung. EVIS.
AT ist ein gelungenes Modell für die 
Zusammenarbeit privater Organisa-

tionen mit der öffentlichen Hand. Für 
mehr Sicherheit und Nachhaltigkeit 
im heimischen Verkehr.“

Statement Land OÖ, Landesrat für 
Infrastruktur Mag. Günther Stein-
kellner: „Mit EVIS.AT wird ein neuer 
Standard im Bereich der Verkehrs-
auskunft gesetzt. Im Zuge dieses 
großen Synergieprozesses konnten 
Ressourcen gebündelt werden, um 
ein gemeinsames Ziel zu verfolgen. 
Erstmals steht den Verkehrsteilneh-
merinnen und Verkehrsteilnehmern 
somit ein hochqualitativer, zuver-
lässiger und umfassender Informa-
tionspool an Verkehrsdaten zur Ver-
fügung. Das macht die Reiseplanung 
effizienter, sorgt für größere Pünkt-
lichkeit und gewährleistet noch mehr 
Sicherheit.“

Die Inhalte dieser neuen Ära der 
Verkehrsinformationen stehen den 
Kundinnen und Kunden in allen An-
wendungen zur Verfügung: von der 
ASFINAG-App über ÖAMTC, die Info-
Kanäle der Bundesländer und dien 
Verkehrsverbünde. Parallel dazu lau-
fen bereits konstruktive Gespräche, 
diese Daten bei Navi-Anbietern und 
bei Rundfunkanstalten, Stichwort  
Verkehrsinfos, einzubinden.   ▪
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OÖ Ehrenamtstag 2023
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Unter dem diesjährigen Motto „Ehren-
amt ist Ehrensache“ präsentierten sich 
am 30. Juni beim großen OÖ Ehren-
amtstag 2023 inklusive Freiwilligen-
messe mehr als 70 Vereine und Orga-
nisationen aus ganz Oberösterreich 
rund um das Linzer Landhaus. „Der 
heutige Tag zeigt in beeindruckender 
Weise, Oberösterreich ist ein starkes 
Land des Ehrenamts. Und das ist von 
unschätzbarem Wert. Denn ohne Men-
schen, die sich freiwillig für das Wohl 
anderer einsetzen und engagieren, 
würde unser Zusammenleben und 
unsere Gemeinschaft nicht funktio-
nieren“, betonte Landeshauptmann 
Thomas Stelzer, der sich bei allen 
Ehrenamtlichen im Land von Herzen 
bedankte. 

„Mit dem großen Ehrenamtstag wol-
len wir das große Leistungsspektrum 
der Ehrenamtlichen sowie die große 
Breite der ehrenamtlichen Arbeit 
vorstellen und Ehrenamtliche vor den 
Vorhang holen“, so LH Stelzer. 

Dass der Stellenwert des Ehrenamts 
in Oberösterreich ungebrochen hoch 
ist, zeigt auch eine aktuelle Studie des 
Linzer Marktforschungsinstituts IMAS: 
Laut dem Ehrenamtsmonitor 2023 

sind 60 Prozent der Oberösterreiche-
rinnen und Oberösterreicher freiwillig 
und unentgeltlich für ihre Mitmen-
schen engagiert. 

22 Prozent der Oberösterreicher, 
die derzeit kein Ehrenamt ausüben, 
könnten sich eine ehrenamtliche Tä-
tigkeit vorstellen. 87 Prozent finden, 
dass man bereits in der Schule bzw. 
in der Ausbildung junge Menschen 
dazu begeistern kann.

Beim Ehrenamtstag nutzten daher 
auch viele Schülerinnen und Schüler 
das Angebot, die Vielfalt des Ehren-
amts kennenzulernen und die Arbeit 
und das Können „hautnah mitzuerle-
ben“. Die zahlreichen Besucherinnen 
und Besucher konnten sich vor Ort 
auch von der Schlagkraft der Blau-
lichtorganisationen überzeugen.

„Mit dem Ehrenamtstag wollen wir 
vor allem auch Jugendliche für das 
Ehrenamt begeistern. Denn das Eh-
renamt bietet eine einzigartige Mög-
lichkeit, neue Fähigkeiten zu entwi-
ckeln, Kontakte zu knüpfen und aktiv 
einen Beitrag für die Gemeinschaft 
zu leisten. Der OÖ Ehrenamtstag soll 
noch mehr Menschen motivieren, zu 

helfen und sich zu engagieren“, er-
klärt LH Stelzer, der das Ehrenamt in 
Oberösterreich weiter stärken will.

Zuletzt wurde beim Amt der Oö. Lan-
desregierung daher eine eigene 
Servicestelle für Ehrenamtliche einge-
richtet. Außerdem stellt das Land mit 
der Börse Ehrenamt eine Plattform 
zur Verfügung, die der Vernetzung 
von gemeinnützigen Organisationen 
mit an einem ehrenamtlichen Enga-
gement interessierten Bürgerinnen 
und Bürgern dienen soll. Bereits 2011 
hat das Land OÖ gemeinsam mit der 
Oberösterreichischen Versicherung 
einen kostenlosen Schutzschirm, be-
stehend aus einer Privathaftpflicht-, 
einer Unfallversicherung und seit 
2021 auch durch eine Rechtsschutz-
versicherung, über all jene aufge-
spannt, die ehrenamtlich tätig sind.

Alle Infos unter  
www.treffpunkt-ehrenamt.at  ▪
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Gemeindebundjuristen diskutieren

▪ Wirksamkeit einer Bauanzeige
In einer Mitgliedsgemeinde wurde 
im Sommer 2020 eine Bauanzeige 
(Baufreistellung für ein Betriebs- 
und Nebengebäude) eingebracht 
und von der Baubehörde ohne 
schriftliche Erledigung schlicht zur 
Kenntnis genommen. Nun wurde 
das Bauvorhaben bis zuletzt nicht 
umgesetzt. Die Baubehörde  
fragte nun an, ob diese  
Bauanzeige bzw. der dadurch 
erwirkte Konsens immer noch 
Gültigkeit hat und ob diese allen-
falls auch noch verlängert werden 
könnte. Dazu kann ausgeführt 
werden, dass für solche Bauvor-
haben grundsätzlich alle Vor-
schriften über vergleichbare be-
willigungspflichtige Bauvorhaben 
sinngemäß gelten, ausgenommen 
die §§ 32–36 Oö. BauO 1994. 

Somit gilt auch für diese Bauan-
zeige die Frist für den Beginn der 
Bauausführung sowie für die Fer-
tigstellung des Vorhabens. Eben-
so gelten damit die Möglichkeiten 
der Verlängerung dieser Fristen. 

Läuft daher nun die Baubeginns-
frist im Laufe des Sommers 2023 
ab, so kann bis zum Zeitpunkt des 
Erlöschens des Konsenses um  
Verlängerung angesucht werden. 
Die Verlängerung der Baube-
ginnsfrist ist bei Vorliegen der 
Voraussetzungen mit Bescheid  
auszusprechen. 

Grundsätzlich könnten auch 
mehrere Verlängerungen aus-
gesprochen werden, jedoch ist zu 
beachten, dass insgesamt max. 
nochmals die gesetzliche  
Baubeginnsfrist von drei Jahren 
gewährt werden kann, aber keine 
darüber hinausgehende Verlän-
gerung mehr möglich ist. 

▪ Zeitpunkt eines 
Mandatsverzichts
Gem. § 22 Oö. GemO 1990 kann 
ein Mitglied des Gemeinderats 
auf sein Mandat verzichten. Der 
Verzicht ist schriftlich zu erklären 
und eigenhändig zu unterschrei-
ben. Er wird mit dem Einlangen 
beim Gemeindeamt wirksam, 
wenn die Verzichtserklärung nicht 
einen späteren Zeitpunkt enthält. 
Dem Verzicht beigefügte Bedin-
gungen sind ohne rechtliche Wir-
kung. Dazu fragte nun eine Mit-
gliedsgemeinde an, ob es möglich 
wäre, dass ein Gemeinderatsmit-
glied den Zeitpunkt seines Man-
datsverzichts dahingehend fest-
legt, dass der Mandatsverzicht 
exakt nach der Behandlung des 
ersten Tagesordnungspunktes in 
der kommenden Gemeinderats-
sitzung gültig wird. 

U. E. ist es möglich, dass der  
Mandatsverzicht einen konkret 
festgelegten Zeitpunkt, etwa auch 
eine exakte Uhrzeit, enthält. Aller-
dings wäre es u. E. nicht zulässig, 
dass der Mandatsverzicht als 
Wirksamkeitszeitpunkt einen un-
gewissen Zeitpunkt enthält, wie 
es bei der gewünschten Formulie-
rung „nach dem ersten Tagesord-
nungspunkt“ der Fall wäre.  
Es ist nämlich zunächst schon 
– trotz eines möglichen Sitzungs-
plans – ungewiss, wann die 
nächste Gemeinderatssitzung in 
der jeweiligen Gemeinde über-
haupt stattfindet und darüber 
hinaus freilich auch ungewiss, 
wann der Zeitpunkt eintritt, zu 
welchem der erste Tagesord-
nungspunkt behandelt wird bzw. 
dessen Behandlung endet. 

Ein solcher Art formulierter 
Mandatsverzicht würde letztlich 

eine Bedingung bedeuten, wel-
che jedoch gemäß dem zitierten 
§ 22 Oö. GemO ohne rechtliche 
Wirkung wäre.

▪ Verrechnung von 
Kommissionsgebühren
Vonseiten eines Anrainers wurde 
bei der Baubehörde einer Mit-
gliedsgemeinde eine schriftliche 
Eingabe getätigt, wonach auf 
einer benachbarten Liegenschaft 
ein Gebäude vermutlich ohne 
Baubewilligung oder abweichend 
von einer bestehenden Bewilli-
gung errichtet worden sei. 

In der Folge wurde seitens der 
Baubehörde gemeinsam mit dem 
bautechnischen Amtssachver-
ständigen des Bezirksbauamtes 
eine baupolizeiliche Überprüfung 
vor Ort durchgeführt. Dabei wur-
den jedoch keine baurechtlich 
relevanten Abweichungen vom 
bewilligten Bestand festgestellt. 

Die Mitgliedsgemeinde fragte an, 
ob nun die angefallenen Kom-
missionsgebühren dem Anrainer, 
welcher die Eingabe eingebracht 
hat, vorgeschrieben werden kön-
nen und in welcher Form diese 
Vorschreibung vorzunehmen 
wäre. Dazu kann ausgeführt wer-
den, dass für Amtshandlungen 
der Behörden außerhalb des 
Amts Kommissionsgebühren  
gem. § 77 Abs. 1 AVG einzuheben 
sind. Hinsichtlich der Verpflich-
tung zur Entrichtung dieser  
Gebühren ist § 76 AVG sinnge-
mäß anzuwenden. 

Gem. § 76 Abs. 2 AVG sind dann, 
wenn die Amtshandlung durch 
das Verschulden eines anderen 
Beteiligten verursacht wurde, die 
Auslagen von diesem zu  
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tragen. Wurde die Amtshandlung 
von Amts wegen angeordnet, so 
belasten die Auslagen den Be-
teiligten dann, wenn sie durch 
sein Verschulden herbeigeführt 
worden sind. Unter Hinweis auf 
die Ausführungen in Hengstschlä-
ger/Leeb, AVG, §  76 Rz 45 ff kann 
daher eine Kostentragungspflicht 
von Nachbarn, die der Baube-
hörde die vermeintliche Nicht-
einhaltung des Seitenabstandes 
anzeigen, bestehen  
(unter Hinweis auf VwGH  
v. 27. 6. 2006, 2004/05/0099).

Hinsichtlich des Verschuldens 
stellt § 76 Abs.2 AVG darauf ab, 
dass die Amtshandlung durch 
das Verschulden eines Beteiligten 
verursacht bzw. herbeigeführt 
wurde, sodass das Verschulden 
also für die Vornahme der Amts-
handlung kausal war.  
Bei der Prüfung der Frage, ob ein 
solches Verschulden im obigen 
Sinne vorliegt, ist vom Verschul-
densbegriff des § 1294 ABGB aus-
zugehen.

Demnach ist ein Verschulden 
des Beteiligten nur dann anzu-
nehmen, wenn ihn zumindest der 
Vorwurf trifft, dass er es an der 
gehörigen Aufmerksamkeit oder 
am gehörigen Fleiß habe fehlen 
lassen.

Erst die subjektive Vorwerfbar-
keit gegenüber dem „Täter“ ist 
Verschulden im subjektiven Sinn 
(VwGH v. 30. 6. 1999, 98/03/0341).

Eine Vorschreibung der Kommis-
sionsgebühren an den beschwer-
deführenden Anrainer bzw. 
Nachbarn ist also grundsätzlich 
theoretisch möglich, allerdings 
ist wohl äußerst zweifelhaft, ob 

dem Beschwerdeführer bezüglich 
der Erstattung der Anzeige ein 
Verschulden angelastet werden 
kann. Sollte man zur Beurteilung 
gelangen, dass tatsächlich das 
geforderte Verschulden vorlag, 
so wären allfällige Kommissions-
gebühren jedenfalls im Bescheid-
weg vorzuschreiben. 

▪ Rechtmäßigkeit einer 
Lageveränderung
In der anfragenden Mitgliedsge-
meinde ist aktuell ein  
§-49a-Verfahren zur Feststellung 
der Rechtmäßigkeit einer lage-
mäßig verschobenen Ausführung 
anhängig. Konkret geht es um 
ein Gebäude, welches Teil einer 
landwirtschaftlichen Hofstelle 
ist. Nun wurde angefragt, ob es 
für die lagemäßige Verschiebung 
des Vorhabens eine Höchstgren-
ze oder Ähnliches gäbe. Dazu 
kann ausgeführt werden, dass 
unter den Voraussetzungen des 
§ 49a Abs. 1 Oö. BauO 1994 eine 
Feststellung des rechtmäßigen 
Bestands möglich ist. 

§ 49a Abs. 1 sieht dabei ausdrück-
lich vor, dass auch eine Abwei-
chung vom Baukonsens hinsicht-
lich der Situierung als rechtmäßig 
festgestellt werden kann.  
Eine ausdrücklich definierte  
Maximaldistanz für die lagemä-
ßige Abweichung besteht dabei 
nicht. 

Allerdings ist zu beachten, dass 
§ 49a nur für bestehende Gebäu-
de im Hofbereich eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs 
anzuwenden ist. 

Das gegenständliche Objekt muss 
daher jedenfalls im Hofbereich 
der jeweiligen Landwirtschaft ge-

legen sein, um § 49a in Anspruch 
nehmen zu können. 

▪ Errichtung eines Wohnmobil-
Stellplatzes/Kleinst-
Campingplatz
In einer Mitgliedsgemeinde wird 
beabsichtigt, einen Kleinst-Cam-
pingplatz mit neun Wohnmobil-
stellplätzen ev. mit WC- und Sa-
nitär-Container zu errichten. Die 
Mitgliedsgemeinde fragte nun an, 
inwieweit hier eine baubehörd-
liche Zuständigkeit besteht und 
welche Verfahrensschritte zu be-
achten sind. 

Baurechtlich ist im vorliegenden 
Fall auf § 1 Abs. 3 Z 9 Oö. BauO 
1994 hinzuweisen, wonach die-
ses Landesgesetz u. a. nicht gilt 
für Wohnwagen, Mobilheime 
und andere Bauwerke auf Rä-
dern, soweit sie zum Verkehr 
behördlich zugelassen sind, oder 
dem Campieren dienende An-
lagen auf Campingplätzen gem. 
§ 70 Abs. 2 Oö. Tourismusge-
setz 2018. 

Das heißt, baurechtlich sind ledig-
lich jene baulichen Anlagen, die 
nicht dem Campieren dienen, be-
achtlich. Darunter würden etwa 
eine Rezeption, Sanitäranlagen 
etc. fallen. Für diese Anlagen sind 
sodann die jeweiligen baurechtli-
chen Verfahren durchzuführen. 

Für die Errichtung des Camping-
platzes als solches sieht die Oö. 
BauO keine Regelungen vor. Viel 
eher sind hier die Regelungen 
des Oö. Tourismusgesetzes 2018 
maßgeblich. Demnach braucht 
ein Campingplatz grundsätzlich 
eine Bewilligung, für welche die 
BH zuständig ist, soweit nicht ein 
bewilligungsfreier Campingplatz 
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gem. § 77 Abs. 1 Oö. Tourismus-
gesetz 2018 vorliegt. Darunter 
fallen etwa Kleinst-Campingplät-
ze mit höchstens 300 m², wobei 
auch solche Kleinst-Campingplät-
ze nur auf Grundflächen errichtet 
werden dürfen, die im Flächen-
widmungsplan für diesen Ver-
wendungszweck gewidmet sind.

▪ Aufschließungsbeitrag und 
Bebauung
Im Oktober 2021 wurde einem 
Grundeigentümer per Bescheid 
der Aufschließungsbeitrag gem. 
§§ 25 ff Oö. ROG 1994 für Kanal 
und Wasser vorgeschrieben. 

Die ersten beiden Teilraten 
wurden auch ordnungsgemäß 
eingezahlt. Nun wurde für das 
gegenständliche Grundstück eine 
Baubewilligung für ein Einfami-
lienwohnhaus erteilt und hat die 
Bauausführung hierfür bereits 
begonnen. Die Gemeinde fragte 
nun an, ob in diesem Fall jetzt 
die offenen Raten des Aufschlie-
ßungsbeitrags sofort einzuzahlen 
sind oder welche sonstige Vorge-
hensweise hier angebracht ist. 

Hierzu ist auf 
§ 25 Abs. 2 Oö. ROG 1994  
hinzuweisen, wonach die Ver-
pflichtung, einen Aufschließungs-
beitrag zu entrichten, jeweils 
besteht bis zur Vorschreibung 
des Beitrags zu den Kosten der 
Errichtung einer gemeindeeige-
nen Kanalisation- oder Wasser-
versorgungsanlage bzw. des 
Beitrags zu den Kosten der Her-
stellung öffentlicher Verkehrs-
flächen der Gemeinde gem. den 
§§ 19 ff Oö. BauO 1994. 

Es ist davon auszugehen, dass 
mit der Erteilung der Baubewil-
ligung für das Einfamilienwohn-
haus die Voraussetzungen für 
die Vorschreibung eines Ver-

kehrsflächenbeitrags gem. dem 
§ 19 ff Oö. BauO 1994 eingetreten 
sind und daher ein solcher vorzu-
schreiben ist. Bei der Vorschrei-
bung des Verkehrsflächenbei-
trags sind die bisher unter dem 
Titel des Aufschließungsbeitrags 
geleisteten Zahlungen  
gem. § 20 Abs. 7 Oö. BauO  
anzurechnen. 

Hinsichtlich der Anschlussgebüh-
ren für Wasser und Kanal ist zu-
nächst zu beachten, wann genau 
der Abgabenanspruch hierfür 
entsteht.

Dies richtet sich nach den Re-
gelungen in der jeweiligen Ge-
bührenordnung und wird im 
Regelfall mit dem Zeitpunkt der 
Herstellung des Anschlusses sein. 
Mit diesem Zeitpunkt entsteht 
also der Abgabenanspruch für die 
Vorschreibung der Anschlussge-
bühren, wobei in diesem Fall die 
geleisteten Aufschließungsbei-
tragsraten ohne Wertsicherung 
anzurechnen sind. 

▪ Beantragung einer zweiten 
Baubewilligung
In einer Mitgliedsgemeinde wur-
de im September 2020 mit Be-
scheid die Baubewilligung für den 
Neubau eines Einfamilienwohn-
hauses erteilt. 

In der Folge hat der Bauwerber 
und Grundstückseigentümer je-
doch noch nicht mit der Bauaus-
führung begonnen. Nun brachte 
dieser ein weiteres Ansuchen ein, 
und zwar um Erteilung einer Bau-
bewilligung für den Neubau eines 
Doppelwohnhauses mit Carports. 

Dieses neue Projekt ist in einer 
ähnlichen Lage auf dem gegen-
ständlichen Grundstück wie das 
bereits bewilligte Einfamilien-
haus-Vorhaben geplant. 

Die Gemeinde fragte nun an, ob 
bei der Beurteilung dieses neu 
eingereichten Bauvorhabens nun 
die bereits erteilte Bewilligung für 
das andere Bauprojekt zu berück-
sichtigen wäre oder ob diese vor-
herige Bewilligung allenfalls auch 
aufzuheben wäre. 

Dazu kann ausgeführt werden, 
dass eine Baubewilligung ledig-
lich eine Berechtigung darstellt, 
womit das der Bewilligung zu-
grunde liegende Projekt aus 
baurechtlicher Sicht ausgeführt 
werden darf.  
Es wird jedoch durch die Bewilli-
gung keinerlei Verpflichtung zur 
Ausführung des Projekts nor-
miert. 

Das Baubewilligungsverfahren ist 
weiters ein reines Projektgeneh-
migungsverfahren. Das bedeutet, 
dass Grundlage des Verfahrens 
kein tatsächlicher Zustand, son-
dern das in den jeweiligen Plänen 
dargestellte Projekt ist. 

Mit der erteilten Bewilligung darf 
sodann dieses der Bewilligung 
zugrunde liegende Projekt ausge-
führt werden.  
Bei der Beurteilung dieses nun 
als zweites eingebrachten Pro-
jekts ist daher ausschließlich die-
ses Projekt zu beurteilen und die 
bereits vorliegende Bewilligung 
für das Erstprojekt so gesehen 
nicht zu berücksichtigen. 

Es ist daher weder notwendig 
noch möglich, die zuerst erteilte 
Bewilligung aufzuheben. Wird 
nun auch diese zweite Baubewilli-
gung erteilt, so liegt es grundsätz-
lich am Bauwerber  
bzw. Bewilligungsinhaber, von 
welcher Bewilligung er Gebrauch 
macht und welches Projekt er 
letztlich ausführt.  
 MF
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Stellungnahmen des Österreichischen Gemeindebundes

▪ MutterschutzG 1979, 
Väter-KarenzG, UrlaubsG, 
AngestelltenG u.a.
Im Besonderen ist auf die neue 
Regelung der „Väterkarenz“  
hinzuweisen (§ 15a Abs. 1 und 2 
MSchG und § 3 Abs. 1 und 2 VKG), 
wonach der Vater zumindest zwei 
Monate in Väterkarenz gehen 
muss, wenn Eltern weiterhin die 
Karenzzeit (Anspruch auf Freistel-
lung von der Arbeitsleistung gegen 
Entfall des Entgelts) im Ausmaß 
von 24 Monaten voll ausnutzen 
wollen. Sollte nur ein Elternteil in 
Karenz gehen, so beträgt diese 
nicht mehr 24 Monate, sondern 
nur mehr 22 Monate (für Alleinste-
hende gelten weiterhin die vollen 
24 Monate). 

Mit dieser Neuregelung soll be-
wirkt werden, dass mehr Väter 
in Karenz gehen. Aus finanzieller 
Sicht haben Eltern keine Kürzun-
gen zu befürchten, da die Höhe 
des Kinderbetreuungsgeldes un-
abhängig von der Bezugsdauer 
gleichbleibt.

Abgesehen davon, dass diese 
Situation nicht gerade ein Anreiz 
für Väter ist, in Karenz zu gehen, 
geben wir zu bedenken, dass sich 
überall dort eine Lücke in der  
Kinderbetreuung auftut, wo Kinder 
mit zwei Jahren (24 Monaten) nicht 
in den Kindergarten gehen können 
und der Vater schlicht nicht die 
Möglichkeit hat, (auch nicht für 
zwei Monate) in Karenz zu gehen. 
So ist darauf hinzuweisen, dass in 
NÖ das Kindergarten-Eintrittsalter 
von zweieinhalb auf zwei Jahre 
gesenkt wurde (ab Sept. 2024) 
um die bislang bestehende Lücke 
zwischen dem Ende der (24-mona-
tigen) Karenz und dem Eintritt in 
den Kindergarten zu schließen. 

▪ Forstgesetz 1975
Vorweg ist erfreulicherweise fest-
zuhalten, dass mit der Adaptierung 
des § 101 Abs. 6 Forstgesetz die 
Anzeigeverpflichtung der Gemein-
de über den Erkundigungstermin 
an die Bezirksverwaltungsbehörde 
wegfallen soll. Damit werden die 
Gemeinden und Bezirksverwal-
tungsbehörden von einem un-
nötigen bürokratischen Aufwand 
entlastet. Ebenso wird begrüßt, 
dass nur noch die als gefährlich 
bekannten Strecken der Wildbäche 
jährlich mindestens einmal er-
kundet bzw. näher geprüft werden 
müssen.

Ergänzend dazu wird noch an-
gemerkt, dass es hilfreich wäre, 
bundesrechtlich klarzustellen, 
dass die Gemeinden keinesfalls 
für die Beseitigung und Räumung 
von Holz oder Gegenständen aus 
Wildbächen kostenmäßig heran-
gezogen werden dürfen. Dies ist 
derzeit vor allem dann ein Problem 
für die Gemeinden, wenn die Ver-
ursacher der Ablagerungen nicht 
festgestellt werden können oder 
die Ablagerungen auf Grund von 
höherer Gewalt aus einem Wild-
bach geräumt werden müssen, 
damit der Hochwasserabfluss nicht 
beeinträchtigt wird. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf 
sieht auch eine Neuregelung hin-
sichtlich des Waldbrandbekämp-
fungskostenersatzes vor. Die letz-
ten Jahre zeigen, dass es aufgrund 
längerer Trockenperioden und 
Hitzewellen vermehrt zu Wald-
bränden in Österreich kommt. 
Laut dem Aktionsprogramm Wald-
brand des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft, 
Regionen und Wasserwirtschaft 
gibt es in Österreich im Schnitt 

rund 200 Waldbrände pro Jahr. In 
den nächsten Jahren soll die Wald-
brandgefahr weiter stark steigen. 
Die Feuerwehren werden somit 
weiterhin stark gefordert sein. 

▪ Waldbrand-
Pauschaltarifverordnung
Die ebenfalls in Begutachtung  
stehende Novelle des Forstge-
setzes sieht die Verschiebung 
der Kompetenz zur Regelung des 
Waldbrandbekämpfungskosten-
ersatzes von den Ländern auf 
den Bund vor. Für eine möglichst 
effiziente und einfache Abwick-
lung sollen nach dem Entwurf des 
Forstgesetzes die Kosten für die 
Waldbrandbekämpfung bei Flä-
chen bis 30 Hektar künftig nach 
gestaffelt Pauschaltarifen ersetzt 
werden.

Entsprechend dem Entwurf richtet 
sich der Pauschaltarif nach der 
Größe der Brandfläche sowie der 
Art und der Dauer der Waldbrand-
bekämpfung. Die Höhe der Pau-
schaltarife soll gemäß dem neuen 
§ 41a Abs. 4 Forstgesetz durch 
den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Regionen und 
Wasserwirtschaft mittels der in Be-
gutachtung stehenden Verordnung 
festgelegt werden. 

Dabei offenbart sich, dass die im 
Entwurf angeführten Pauschal-
beträge erheblich zu niedrig ange-
setzt sind, um den tatsächlich mit 
einer Brandbekämpfung verbun-
denen Aufwand auch nur ansatz-
weise abdecken zu können.

Den vollständigen Text dieser  
Stellungnahmen finden Sie auf  
unserer Homepage  
www.ooegemeindebund.at unter Neu 
und Aktuell. ▪ 
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Die OÖ KBBG Novelle
Am 15. Juni 2023 wurde die Novelle zum Oö. KBBG und zum Oö. KBB-DG, mit 
der große Teile des Maßnahmenpaketes für das Kinderland OÖ. umgesetzt 
werden, beschlossen.
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Neuerungen im Oö. KBBG 

und im Oö. KBB-DG 
 

 

Sehr geehrter Leiterinnen und Leiter, 

sehr geehrte Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 

geschätzte Damen und Herren! 

 

 

Am 15. Juni 2023 wurde die Novelle zum Oö. KBBG und zum Oö. KBB-DG, mit der große Teile 

des Maßnahmenpaketes für das Kinderland OÖ. umgesetzt werden, beschlossen. Alle 

Informationen zum parlamentarischen Verfahren finden Sie hier:  

OÖ. Kinderbildungs- und -betreuungs-Novelle 2023 

 
Wir dürfen Sie mit diesem Rundschreiben über die Änderungen, die ab 01. September 2023 

gelten, informieren: 

 

 

Neuerungen im Oö. KBBG 
 
 
Einführung einer Genehmigungspflicht aller Überschreitungen 
 
Ab dem Arbeitsjahr 2023/24 ist jegliche Überschreitung der Kinderhöchstzahl in einer Gruppe 
von der Bildungsdirektion zu genehmigen. Eine Überschreitung ist wie bisher nur zulässig, 
wenn die Notwendigkeit der Überschreitung auf Grund der Berufstätigkeit, Arbeitssuche oder 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geschäftszahl: BD-2021-654054/27 

bildung-ooe.gv.at 

 

Elementarpädagogik 
Bahnhofplatz 1, 4021 Linz 

Johannes Weindl 
Sachbearbeiter/in 

Tel.: (+43 732) 7720-15628 
Fax: (+43 732) 7720-211787 
E-Mail: bd-ooe.post@bildung-ooe.gv.at 
 
Antwortschreiben bitte unter Anführung der 
Geschäftszahl 
 
Linz, 16. Juni 2023 

Ihr Zeichen:  

 
Leitungen von KBBEs und deren 
Rechtsträger 
 
Per Mail 
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Ausbildung der Eltern oder auf Grund sonstiger familiärer oder sozialer Verhältnisse gegeben 
ist und die personellen und räumlichen Voraussetzungen eine Überschreitung zulassen. Das 
neue Antragsformular für Überschreitungsansuchen steht bereits auf der Homepage der 
Abteilung Elementarpädagogik zur Verfügung. 
 
 
Schrittweise Reduktion der Kinderhöchstzahlen im Kindergarten 
 
In den kommenden Jahren wird die Kinderhöchstzahl in Regelgruppen in Kindergärten, und in 
alterserweiterten Kindergartengruppen mit Kindern im volksschulpflichtigen Alter reduziert: 
 

 Ab dem Arbeitsjahr 2025/26 maximal 22 Kinder 
 Ab dem Arbeitsjahr 2028/29 maximal 21 Kinder 

 
Überschreitungen sind entsprechend den oben angeführten Vorgaben weiterhin möglich.  
 
 
Mindestens 47 geöffnete Wochen pro Jahr 
 
Die Novelle des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes sieht verpflichtend eine 
Mindestöffnungszeit von 47 Wochen vor. Diese Öffnungszeit ist damit Voraussetzung für eine 
gesetzeskonforme Führung. 
 

- Kein tatsächlicher Bedarf vorhanden 
Sollte sich aufgrund einer Bedarfserhebung bei den Eltern ergeben, dass für bestimmte Zeiten 
für kein Kind ein Bedarf besteht, so ist es auch nicht erforderlich, Personal für diese Zeit 
einzuteilen. Die Öffnungspflicht wird in diesem Fall dennoch eingehalten – diese Zeit ist als 
geöffnete Zeit im KBEweb einzutragen. 
 

- Möglichkeit zur Kooperation in Ferienzeiten 
Bei entsprechendem Bedarf – dabei gibt es keine Mindestanzahl an Kindern – kann in Ferien 
nach dem Oö. Schulzeitgesetz der Bedarf auch durch einrichtungs- und 
rechtsträgerübergreifende Kooperationen gedeckt werden. Die Kooperationen sollen 
grundsätzlich zwischen Einrichtungen nahe gelegener Gemeinden stattfinden. Ein 
Bustransport von und zur KBBE ist generell eine freiwillige Serviceleistung von Gemeinden, 
und muss daher insbesondere bei Kooperationen nicht angeboten werden. 
Durch die Mindestöffnungszeit von 47 Wochen werden Saisoneinrichtungen obsolet. Ein 
etwaiger zusätzlicher Bedarf über 47 Wochen hinaus ist durch Offenhalten für weitere Wochen 
zu decken. 
 

- Eintrag ins KBEweb und Berechnung der Schließtage 
Die Wochen der laufenden Kooperation können für alle beteiligten Einrichtungen als geöffnete 
Wochen im KBEweb eingetragen werden; so kann die Öffnungspflicht für alle beteiligten 
Einrichtungen erfüllt werden. Bei der Eingabe der Schließtage berechnet das KBEweb 
automatisch die geöffneten Wochen. Die geschlossenen Betriebstage in Ferien werden addiert 
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und kaufmännisch auf ganze Wochen gerundet. Da es sich bei den „sonstigen geschlossenen 
Betriebstagen“ (zum Beispiel bei Zwickeltagen) um einzelne Tage handelt, bei denen in der 
Regel die Woche überwiegend geöffnet ist, werden diese bei der Berechnung der 
geschlossenen Wochen nicht berücksichtigt. Bitte achten Sie insgesamt bei der Planung der 
Öffnungszeit und der damit verbundenen Eingabe ins KBEweb darauf, dass 47 geöffnete 
Wochen nicht unterschritten werden. 
 

- Gestaltung von Kooperationen 
Gemeinde- und rechtsträgerübergreifende Angebote können beispielsweise mit 
Kooperationsverträgen organisiert werden. Der Rechtsträger des tatsächlich geöffneten 
Kooperationsstandortes fungiert als Erfüllungsgehilfe der anderen beteiligten Rechtsträger. 
Im ursprünglichen Aufnahmevertrag bzw. in der Einrichtungsordnung der 
„Stammeinrichtung“ des Kindes sind etwaige Kooperationen entsprechend darzustellen. Ein 
eigener Aufnahmevertrag für die Kooperationseinrichtung ist damit nicht erforderlich. 
 
Bei Kooperationen ist darauf zu achten, dass die Vorgaben des Oö. KBBG in Bezug auf die 
Gruppenzusammensetzung und den Mindestpersonaleinsatz eingehalten werden und nur 
bewilligte Räumlichkeiten verwendet werden. Somit kann die Öffnungspflicht nur mittels 
Einrichtungen bzw. Organisationsformen, die nach dem Oö. KBBG geführt werden, erfüllt 
werden. Das Muster für eine Einrichtungsordnung wurde adaptiert und steht auf der 
Homepage der Bildungsdirektion zum Download zur Verfügung. 

Dem gesetzlichen Grundsatz der Bedarfsdeckung folgend ist es auch zulässig, in Ferienzeiten 
nach dem Oö. Schulzeitgesetz einen eingeschränkten Betrieb („Journaldienst“) nur für 
Familien mit Betreuungsbedarf anzubieten. Ein entsprechendes Vorgehen ist im 
Aufnahmevertrag oder in der Einrichtungsordnung zu verschriftlichen. Diese Wochen gelten 
als geöffnete Wochen. Die Vorgaben des Oö. KBBG, insbesondere zum 
Mindestpersonaleinsatz, sind auch in diesen Zeiten einzuhalten. 

Betrieb am Nachmittag 
 
Im Sinne des Kindeswohls ist eine konstante Bildung und Betreuung in derselben Einrichtung 
von den gewohnten Bezugspersonen zu befürworten. Daher wurde klargestellt, dass an Tagen, 
an denen am Nachmittag drei oder mehr angemeldete Kinder einer KBBE einen 
Betreuungsbedarf nachweisen, das erforderliche Angebot nur durch Weiterbetrieb der 
bestehenden Einrichtung gewährleistet werden kann. 
 
Während die Pflicht zur Bedarfsdeckung gem. § 16 Oö. KBBG auch bisher bereits vorsah, dass 
der Betreuungsbedarf aller Familien im Gemeindegebiet zu decken ist, wird nun klargestellt, 
dass an diesen Tagen der Bedarf der angemeldeten Familien jedenfalls in der jeweiligen KBBE 
zu erfüllen ist. Dies gilt auch an Tagen, an denen zwar drei oder mehr angemeldete Kinder 
einen Bedarf nachweisen, jedoch nur für ein oder zwei Kinder der Bedarf bis zum Ende der 
Öffnungszeiten besteht. 
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Wenn 3 oder mehr Kinder einer KBBE am Nachmittag einen Betreuungsbedarf haben, kann 
der Bedarf folgendermaßen gedeckt werden: 
 

- Nur Kinder der KBBE: 
Weiterführung der bestehenden Organisationsform auch am Nachmittag 
 

- Zusätzliche Volksschulkinder am Nachmittag: 
 

o Führung einer alterserweiterten Gruppe im Kindergarten mit bis zu 9 Volkschulkindern. 
 
Werden nur Schulkinder in diese Gruppe aufgenommen, liegt die Maximalkinderzahl 
wie in der Regelgruppe bei 23 Kindern. Davon dürfen maximal 9 Schulkinder 
aufgenommen werden. Maximal 5 Plätze dürfen zwischen einem Schulkind, und einem 
Kindergartenkind, das an den Nachmittagen an denen das Schulkind 
Betreuungsbedarf aufweist nicht betreut wird geteilt werden. Gesamt dürfen bei 
diesem Platz-Sharing nie mehr als 23 Kinder gleichzeitig anwesend sein. Werden in 
einer Gruppe sowohl Kinder unter 3 Jahren, als auch Schulkinder aufgenommen, liegt 
die Maximalkinderzahl bei 20 Kindern, davon dürfen maximal 5 Kinder unter 3 Jahren 
und maximal 5 Schulkinder aufgenommen werden. Platz-Sharing ist dann nicht 
möglich. Zudem ist bei allen Formen der Alterserweiterung ab dem zweiten 
anwesenden Kind außerhalb des Kindergartenalters zusätzlich zur pädagogischen 
Fachkraft und zur erforderlichen Hilfskraft eine zweite pädagogische Fachkraft 
einzusetzen. 

 
o Führung einer Hortgruppe: Mindestens 10 Schulkinder erforderlich. 

 
o Prüfung der Errichtung einer ganztägigen Schulform 

 
o Weiterführung des bisherigen Angebots außerhalb einer KBBE (z.B. flexible 

Nachmittagsbetreuung) ausschließlich für die betroffenen Schulkinder 
 

Mit der tatsächlichen Erfüllung des Bildungs- und Betreuungsauftrages am Nachmittag 
können auch Organisationen, die entsprechend qualifiziertes Personal beschäftigen, betraut 
werden (Ausnahme vom fachlichen Anstellungserfordernis möglich, wenn keine Fachkräfte 
gefunden werden). Die beauftragte Organisation wird im Auftrag des Rechtsträgers der KBBE 
tätig (Erfüllungsgehilfe). Die Bestimmungen des Oö. KBBG und Oö. KBB-DG sind 
entsprechend einzuhalten. Eine zusätzliche Förderung durch die Bildungsdirektion über den 
Landesbeitrag für die KBBE hinaus, ist nicht möglich. 
 
Nachweis des Bedarfs 
Zur Bestätigung des tatsächlichen Bedarfs können entsprechende Nachweise von den Eltern 
(z.B. Arbeitszeitbestätigungen des Dienstgebers) eingefordert werden. 

 
Suspendierung 
 

Den vollständigen Leitartikel finden Sie auf unserer Homepage www.ooegemeindebund.at unter 
Neu und Aktuell.
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Ressortübergreifende Kooperation stärkt Regionalentwicklung

Landeshauptmann Mag. Thomas 
Stelzer, Wirtschafts-Landesrat Markus 
Achleitner und Infrastruktur-Landes-
rat Mag. Günther Steinkellner unter-
zeichnen Kooperationsvertrag für 
künftige Zusammenarbeit: „Regionen 
und Gemeinden durch eine breite, 
disziplinenübergreifende Begleitung 
für die Zukunft stark machen.“

Das Regionalmanagement OÖ 
(RMOÖ) und die fünf Regionalver-
eine sind eine wichtige Stütze für 
Gemeinden und Regionen, wenn es 
um ihre künftige Entwicklung und 
Gestaltung geht. 

Mit der Unterzeichnung der Rah-
menvereinbarung durch die drei 
ressortzuständigen Mitglieder 
der Oö. Landesregierung, Landes-
hauptmann Mag. Thomas Stelzer, 
Wirtschafts- und Raumordnungs-
Landesrat Markus Achleitner und 
Infrastruktur-Landesrat Mag. Gün-
ther Steinkellner, wird eine breite 
Unterstützung auch künftig abgesi-
chert. „Wir wollen die Regionen und 
Gemeinden durch eine umfassende, 
disziplinenübergreifende Begleitung 
für die Zukunft stark machen“, stel-
len LH Stelzer, LR Achleitner und LR 
Steinkellner aus diesem Anlass fest.

Konkret wird mit der aktuellen Rah-
menvereinbarung zwischen dem 
Land Oberösterreich, den Regio-
nalvereinen und der Regionalma-
nagement Oberösterreich GmbH 
einerseits je nach Fachbereich ein 
gemeinsamer Rahmen für die Regio-
nalentwicklung abgesteckt und ande-
rerseits werden die Unterstützungs-
leistungen der Regionalmanagement 
Oberösterreich GmbH für die Regio-
nen gesichert.

Als oberösterreichisches Kompe-
tenzzentrum für Regionalentwick-

lung berät das RMOÖ und seine Re-
gionalstellen Gemeinden, Vereine, 
Institutionen und regionale Akteure 
in vier verschiedenen Themenberei-
chen:
▪ Regionale Zukunftsgestaltung 

(Ressort LH Stelzer): Zukunfts- 
und Nachhaltigkeitsthemen der 
Regionen werden bearbeitet und 
die Gemeinden beim Agenda. 
Zukunft-Fördermodell von der 
Einreichung bis zur Abwicklung 
begleitet.

▪ Raum- und Regionalentwicklung 
(Ressort LR Achleitner): Gemein-
same Themen und Strategien für 
Stadt- und Kleinregionen werden 
erarbeitet und umgesetzt. Aktuell 
liegt der Schwerpunkt auf der Um-
setzung des Oö. Aktionsprogram-
mes zur Orts- und Stadtkernbele-
bung.

▪ Grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit (Ressort LR Achleitner):  

Die oberösterreichischen Regionen 
werden bei ihrer Zusammenarbeit 
mit europäischen Partnerinnen 
und Partnern unterstützt, insbe-
sondere im Rahmen des  
INTERREG-Förderprogramms.

▪ Regionales Mobilitätsmanagement 
(Ressort LR Steinkellner): Dabei 
geht es darum, bedarfsorientierte 
und kooperative Mobilitätslösun-
gen in den Regionen zu entwickeln. 

Durch die Verknüpfung aller vier 
Themenbereiche und den finanziel-
len Beitrag aller beteiligten Ressorts 
gelingt Oberösterreich eine starke 
Begleitung der Regionen und Ge-
meinden:  
„Die bestmögliche Begleitung unserer 
Gemeinden und Regionen auf ihrem 
Weg in die Zukunft ist uns ein be-
sonderes Anliegen“, unterstreichen 
Landeshauptmann Stelzer, Landes-
rat Achleitner und Landesrat Stein-
kellner.

FO
TO

: L
A

N
D

 O
Ö

/M
A

X 
M

AY
RH

O
FE

R

v. l.: LAbg. Bgm. Dr. Christian Dörfel, LAbg. a. D. Bgm. Dr. Christian Kolarik,  
Bgm. Andreas Stockinger, LAbg. a. D. KommR Gabriele Lackner-Strauss, Wirtschafts- 
und Raumordnungs-Landesrat Markus Achleitner,  
Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer, Infrastruktur-Landesrat Mag. Günther 
Steinkellner, LAbg. Thomas Dim und RMOÖ-GF Mag. Markus Brandstetter

Wir wollen die Regionen 
und Gemeinden durch eine 
umfassende‚ disziplinenü-
bergreifende Begleitung für 
die Zukunft stark machen.
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Ressortübergreifende Kooperation stärkt Regionalentwicklung „Die enge Zusammenarbeit zwi-
schen dem RMOÖ und der Oö. Zu-
kunftsakademie stellt sicher, dass 
Herausforderungen der Zukunft 
schon jetzt Berücksichtigung finden. 
Die Regionalvereine greifen die Zu-
kunftsthemen ihrer Region auf und 
gestalten so ihre eigene Entwicklung 
als Lebens- und Arbeitsraum“, er-
gänzt Landeshauptmann Mag. Tho-
mas Stelzer.

„Mit den Regionalmanagerinnen und 
-managern des RMOÖ stellen wir 
den Regionen und Gemeinden nicht 
nur eine fachliche Expertise zur Ver-
fügung, sondern entlasten sie auch 
organisatorisch. 

Gleichzeitig unterstützen wir damit 
den Blick über die eigenen Ge-
meindegrenzen hinaus und regen 
gemeindeübergreifende Entwick-
lungen an“, erklärt Wirtschafts- und 
Raumordnungs-Landesrat Markus 
Achleitner.

„Mobilität soll Menschen und damit 
auch Gemeinden verbinden. Regio-
nal abgestimmte Mobilitätslösungen 
und Planungen führen dazu, dass 
nachhaltige Mobilitätsformen noch 

attraktiver gestaltet werden können 
– das reicht von gemeindeübergrei-
fenden Lösungen für Radwege bis 
hin zu Mikro-ÖV-Angeboten“, betont 
Infrastruktur-Landesrat Mag. Gün-
ther Steinkellner.

„Als Regionalmanagement Oberös-
terreich bilden wir die Schnittstelle 
zwischen Landesverwaltung und Re-
gionen bzw. Gemeinden. Die Themen 
sind vielfältig und damit auch der Ab-
stimmungsbedarf. Mit der Rahmen-
vereinbarung werden wichtige Orien-
tierungspunkte fixiert, die künftige 
Abstimmungsprozesse erleichtern 
und das gemeinsame Ziel einer zu-
kunftsorientierten Regionalentwick-
lung fördern“, erläutert RMOÖ-GF 
Mag. Markus Brandstetter.

Die RMOÖ ist eng verbunden mit den 
oberösterreichischen Regionalver-
einen. Die Regionalvereine wirken als 
Sprachrohr der Regionen und neh-
men andererseits auch strategische 
Themen des Landes auf, um diese 
regional umzusetzen.

In Oberösterreich gibt es fünf Regio-
nalvereine:
▪ Inn-Salzach EUREGIO mit Sitz 

in Braunau am Inn (Obmann 
Bgm. Mag. Johannes Waidbacher)

▪ EUREGIO Bayerischer Wald-Böh-
merwald mit Sitz in Freistadt (Ob-
frau LAbg. a. D. KommR Gabriele 
Lackner-Strauss)

▪ Regionalforum Steyr-Kirchdorf 
mit Sitz in Steinbach an der Steyr 
(Obmann LAbg. Bgm. Dr. Christian 
Dörfel)

▪ Forum Wels-Eferding mit Sitz in 
Wels (Obmann Bgm. Andreas Sto-
ckinger)

▪ Regionalentwicklungsverein Linz-
Land mit Sitz in Linz  
(Obmann LAbg. a. D. Bgm. 
Dr. Christian Kolarik) 

Die Leistungen der RMOÖ für die 
Regionen umfassen neben der Unter-
stützung in der Bewusstseinsbildung, 
der Entwicklung von Projekten und der 
Abwicklung von Förderanträgen ins-
besondere auch die organisatorische 
Unterstützung der Regionalvereine wie 
z. B. beim Sitzungsmanagement oder 
bei der Vereinskommunikation. 
 ▪

Berichte aus dem Brüsselbüro

Mag. Daniela Fraiß

Leiterin des Brüsseler Büros des 
Österreichischen Gemeindebundes

Wiederherstellungsverordnung  
– Verhandlungen in der 
Zielgeraden
Da die Positionen von Rat und Parla-
ment nun sehr nah beieinanderlie-
gen, wurden die Trilogverhandlungen 
bereits begonnen. 

Die spanische Präsidentschaft rech-
net mit einem Abschluss in diesem 
Jahr und einem Inkrafttreten der Ver-
ordnung Anfang 2024.

Bodenbeobachtungsrichtlinie: 
Kommission will vergleichbare 
Daten
Durchaus passend zur Wiederher-
stellungsverordnung und zur Boden-
strategiedebatte in Österreich will 
auch die EU zu Bodenschutz und Bo-
dengesundheit beitragen. Konkrete 
Schutzmaßnahmen werden nicht vor-
geschlagen, ein besseres Datengerüst 
soll dafür sorgen, dass die Mitglied-
staaten selbst aktiv werden. ▪
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E-Government – Vom und für Praktiker

News-Plattform: Der Internet-Pressespiegel für oö. Gemeinden

Mag. (FH) Reinhard Haider
E-Government-Beauftragter 
des OÖ Gemeindebundes

Die digitale „News-Plattform“ in Ober-
österreich wurde im Sommer 2023 
umgesetzt. Das oö. Technologie-Star-
tup-Unternehmen Newsadoo, eine 

Bank und einige Partner schafften 
es binnen weniger Monate, aus 
einer ausprogrammierten Idee ein 
erfolgreiches Projekt zu entwickeln, 
das nun allen Gemeinden in Ober-
österreich zur Verfügung steht und 
die Tore zur kommunalen Infor-
mationswelt weit aufgestoßen hat. 
Zwischenzeitlich erhielt die digitale 
„News-Plattform“ gemeinsam mit der 
Marktgemeinde Kremsmünster auch 
den Verwaltungspreis des Bundesmi-
nisteriums für Kunst, Kultur, Öffentli-
cher Dienst und Sport.

Ausgangslage
Die Ressourcen in der Kommuni-
kation von Gemeinden sind gering. 
Der tägliche Informationsfluss und 

Austausch zwischen Verwaltung, 
Bürgerinnen und Bürgern, Unterneh-
men und Vereinen ist eine Heraus-
forderung. Durch das gegenständige 
Projekt wurde für Gemeinden eine 
digitale Lösung geschaffen, um re-
levante News in Zeitungen, Online-
portalen und Social Media aus ganz 
Österreich, vom lokalen Verein bis 
zum ORF, vollautomatisch identifizie-
ren, zusammenführen und auf der 
Webseite und Gemeinde-App auto-
matisch ausspielen zu können.

Die Projektidee bestand somit darin, 
relevanten und newswerten Content 
aus der Region sowohl aus Zeitun-
gen und Plattformen aber auch aus 
Social-Media-Kanälen vollautoma-
tisch zu identifizieren und integrie-
ren zu können.  
Neben den überregionalen Medien 
gibt es aber täglich interessante 
Neuigkeiten im Ortsgeschehen, die 
von der Gemeinde selbst, von Ver-
einen wie Alpenverein, Naturfreunde 
und dem Sportverein, der Feuer-
wehr, der Pfarre oder Unternehmen 
lokal auf eigenen Webseiten oder in 
Social Media publiziert werden.

 Die Zielsetzung bestand somit 
darin, diesen Content nutzbar zu 
machen und gebündelt für die Be-
völkerung bereitstellen zu können, 
um einen tagesaktuellen Newskanal 
zu schaffen.

Künstliche Intelligenz wird 
eingesetzt
Technisch betrachtet wird künstliche 
Intelligenz beim automatischen Extra-
hieren von Texten eingesetzt (Natural 
Language Processing). Das heißt das 
System erkennt aus der zugrundelie-
genden Datenbank (Knowledge Base), 

Die digitale „News-Plattform“ von www.newsadoo.com auf der Website der Gemein-
de Kremsmünster, die dafür den „Verwaltungspreis“ des BMKÖS erhalten hat.



OÖ GEMEINDEZEITUNG SEPTEMBER 2023 27 
BE

ZA
H

LT
E 

A
N

ZE
IG

E Getrennte Abfälle sind wertvolle Rohsto�e!

die auch die individuellen Suchbegrif-
fe der jeweiligen Gemeinde beinhal-
tet, automatisch den Kontext. Weiters 
wird mit Empfehlungsalgorithmen 
das System trainiert und lernt ständig 
dazu.

Die erreichten Ziele
▪ Kein Zusatzaufwand für die Ge-

meinde

▪ Minimale Kosten bzw. im aktuellen 
Fall über Sponsoren abgedeckt

▪ Identifizieren von tagesaktuellen, 
relevanten News über die Ge-
meinde sowohl von Zeitungen und 
Plattformen, der Gemeinde selbst, 
der Feuerwehr und von Vereinen 
und Unternehmen aus der Ge-
meinde, die aktiv über Social Me-
dia kommunizieren

▪ Ausspielbar über einfache Integra-
tionsmöglichkeiten in verschiede-
nen Webseiten und Apps im Ort, 
allen voran in der Gemeindeweb-
seite und Gemeinde-App 

Austria Presse Agentur bietet auch 
Print-Beobachtung
Wer auch die Nachrichtenwelt im 
Papierformat im Überblick haben 
möchte, ist bei der APA wahrschein-
lich am besten aufgehoben, z. B. 
beim Clippingservice von defacto.at, 
das sich überwiegend auf Printme-
dien konzentriert. 

Die APA – Austria Presse Agentur ist 
die nationale Nachrichtenagentur 
und der wichtigste Informations-
dienst des Landes.  
Sie befindet sich im Eigentum von 
zwölf österreichischen Tageszeitun-

gen und des ORF und bietet viele 
unterschiedliche Medienbeobach-
tungsservices an. 
 ▪

Meine Meinung:

Die Medienbeobachtung bzw. das 
Wissen darüber, was über meine 
Heimatgemeinde geschrieben 
und gezeigt wird, ist heute für die 
Arbeit der Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister, die Gemein-
deräte und die Gemeindeverwal-
tung von großem Wert.

 
PS: Diskutieren Sie diesen Artikel unter 
der Webadresse  
www.ooegemeindebund.at/ 
egovforum des OÖ Gemeindebundes.
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Gemeinde der Zukunft 

GemeindeSpace For Future

Ländliche Gemeinden kämpfen trotz 
vereinzelter Initiativen immer mehr 
mit Landflucht, Überalterung und 
Arbeitskräftemangel. Gleichzeitig 
überhitzen die Städte und sowohl 
Gewerbe- als auch Wohnimmobilien 
werden teurer.  
Das berufliche und private Pendeln 
ist weder ökologisch noch ökono-
misch sinnvoll, moderne Arbeits-
formen, wie Homeoffice, führen zu-
sätzlich zu sozialer Vereinzelung. All 
diese Herausforderungen werden 
durch das Projekt der sogenannten 
„GemeindeSpaces“ adressiert. 

Vermeintlich verloren gegangene 
örtliche Infrastruktur kann wieder 
aufgebaut werden und erzeugt posi-
tive Netzwerkeffekte.  
Die positiven Erfahrungen aus offe-
ner, gemeinschaftlicher Infrastruk-
tur gibt es überall – wir wollen sie 

nutzen. Und als Kooperationspart-
nerinnen und –partner braucht es 
alle: Bürgermeisterinnen bzw. Bür-
germeister und Lokalpolitikerinnen 
bzw. Lokalpolitiker, nationale und 
regionale Gesetzgeber, Banken,  
Kirchen, Unternehmen, Sozialpart-
ner, Vereine und die Zivilgesell-
schaft. 

Unsere Ideen und Ergebnisse aus 
einem FFG-Forschungsprojekt „CO-
WORK OÖ“ haben gezeigt, dass es 
in jeder größeren Gemeinde ab ca. 
3.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern einen multifunktionalen Be-
gegnungsraum geben könnte, der 
vielfältige, qualitativ hochwertige 
und kuratierte Funktionen bietet:

▪ Co-Working als Alternative zum 
einsamen Homeoffice

▪ Gemeinsamer Mittagstisch be-
liefert von lokaler Landwirtschaft 
oder Nahversorgern

▪ Sozialer Treffpunkt für Menschen 
bei Kaffee und Kuchen

▪ Repair Cafés und Workshops zum 
Austausch von Wissen und Hand-
werk

▪ Nachhilfe für Schülerinnen bzw. 
Schüler und von Schülerinnen 
und Schülern für die ältere Gene-
ration

▪ Ein „Fachl“ mit regionalen Erzeug-
nissen, um lokale Vertriebswege 
zu stärken

▪ Platz für Kulturformate wie Ge-
meindekino, DJ-Sets, Lesungen 
und Konzerte

Gemeinden schaffen damit genauso 
Platz für Unternehmertum, Initiati-
ven von Jung und Alt, wie auch  
für langgediente Vereine und 
Stammtische.  
Neues trifft Bewährtes, internatio-
nale Trends prallen auf regional-ver-
wurzelte Traditionen und durch eine 
landesweite Vernetzung werden 
Brücken über die Gemeindegrenzen 
gebaut oder bestehende gestärkt. 

Für Unternehmen in Ballungszen-
tren, deren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter lieber im ländlichen 
Raum leben und teilweise auch ar-
beiten wollen, bietet die neu in OÖ. 
etablierte Genossenschaft Co-Work-
land Onboarding und einheitliche 
Standards, um genau diese attrak-
tiven Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen zu können.

Das Projekt „GemeindeSpaces“  
verbindet ökologische, soziale und 
ökonomische Ziele für einen leben-
digen, ländlichen Raum, ohne auf 
die Eigenheiten und Besonderheiten 
der einzelnen Gemeinden zu ver-
zichten. Jeder GemeindeSpace ist 
einzigartig und doch verbindet sie 
alle der gleiche Gedanke. 
 ▪

Die positiven Erfahrungen 
aus offener‚ gemeinschaft-
licher Infrastruktur gibt es 
überall – wir wollen sie 
nutzen.

Neues trifft Bewährtes‚ in-
ternationale Trends prallen 
auf regional-verwurzelte 
Traditionen und durch eine 
landesweite Vernetzung 
werden Brücken über die 
Gemeindegrenzen gebaut 
oder bestehende gestärkt. 

Dipl.-Ing. Markus Kaiser-Mühlecker
Filmemacher 
Mitinitiator „GemeindeSpaces"
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KLIMAWANDEL BEKÄMPFEN 
· Wohnortnahes arbeiten
· Weniger Strassenverkehr  
· Ökologisches Pendeln (zu Fuß / per Rad)

· Lokale Kreisläufe mit Lieferanten
· Erhaltung ländlicher Infrastruktur
· Energiesparend durch gemeinsame 
   Nutzung (Heizung, Klima, Internet) 
· CO2 sparende Revitalisierung statt 
   Neubau
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Dipl.-Ing. Klaus Wachtveitl

Amt der Oö Landesregierung,  
Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft,  
Abteilung Wasserwirtschaft
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Die bedarfsorientierte Kanalinspektion

Chancen, Grenzen und Einsparungsmöglichkeiten beim kommunalen 
Kanalmanagement

Die wiederkehrenden Kanalinspektio-
nen auf Basis eines sog. Zonenplan-
bescheids sind in den oö. Gemeinden 
und Abwasserverbänden bereits 
seit vielen Jahren etabliert. Durch 
die Gliederung eines kommunalen 
Kanalnetzes in einzelne Zonen mit 
zeitlicher Staffelung der 10-jährlichen 
Inspektionsintervalle war es nun-
mehr möglich, den Kanalbestand 
etappenweise mittels Kanalkamera 
zu inspizieren. Diese abschnittsweise 
Zustandsprüfung war in weiterer Fol-
ge auch eine wesentliche Grundlage 
für die Planung und Umsetzung not-
wendiger (zonenweiser) Sanierungen 
der Kanalnetze und damit Garant für 
den Wert- und Funktionserhalt dieser 
unverzichtbaren Infrastruktur. Aber 
auch die dafür eingesetzten finan-
ziellen Aufwendungen der Gemeinde 
waren bzw. sind erheblich. 

Von vier Abwasserverbänden wurde 
nun mit fachkundiger Begleitung 
durch die Universität für Bodenkultur 
und dem Land OÖ im Rahmen eines 
Pilotprojekts geprüft, wie eine Weiter-
entwicklung der alle 10 Jahre wieder-

kehrenden Kanalinspektionen zielfüh-
rend ist, und ob bzw. unter welchen 
Vorgaben eine zeitliche Anpassung 
der wiederkehrenden Kanalinspek-
tion ohne Qualitätsverlust ermöglicht 
werden kann.

Größere Intervalle bei der 
Inspektion mittels Kanalkamera:
Als Ergebnis dieses Pilotprojekts 
wurde die sog. „bedarfs- bzw. zu-
standsorientierte Strategie“ für die 
Kanalinspektion nach dem ÖWAV Re-
geblatt 22 entwickelt, bei der eine 
Ausdehnung der Inspektionsinter-
valle mittels Kanalkamera auf 15 
bzw. 20 Jahren möglich ist. Zentrale 
Voraussetzung für diese weiterent-
wickelte Form der Kanalinspektion 
ist jedoch der Einsatz eines „elekt-
ronischen Kanalspiegels“, mit dem 
von einer dafür ausgebildeten Per-
son (z. B. Kanalwart) eine visuelle 
Zustandsprüfung der Kanalrohre 
und Schächte (inkl. Sonderbau-
werke) zwischen den Zeiträumen 
der Kanalkamerabefahrung vorzu-
nehmen ist. Damit ergeben sich für 
Kanalnetzbetreiber, die eine solche 
bedarfsorientierte Kanalinspektion 
anwenden möchten, folgende zeit-
liche Inspektions-Varianten:

Variante 5-10-20-Jahresintervall:
Bei dieser Variante sind 5 Jahre nach 
der letzten Kanalkamerainspektion 
alle Schächte und Haltungen der Zu-
standsklasse 3 mittels Kanalspiegel 
auf Zustandsänderungen zu kontrol-
lieren. Nach weiteren 5 Jahren ist 
die zweite Kontrolle aller Schächte 
und Haltungen der Zustandsklas-
se 3 sowie die erstmalige Kontrolle 
aller Schächte und Haltungen der 
Zustandsklassen 1 und 2 vorzuneh-

men. Nach weiteren 10 Jahren (also 
nach insgesamt 20 Jahren) hat die Ins-
pektion aller Schächte und Haltungen 
(unabhängig der Zustandsklasse) wie-
der mittels Kanalkamera zu erfolgen.

Variante 7,5-15-Jahresintervall:
Bei dieser Variante sind 7,5 Jahre 
nach der letzten Kanalkamerainspek-
tion alle Schächte und Haltungen der 
Zustandsklasse 3 mittels Kanalspie-
gel auf Zustandsänderungen zu kon-
trollieren. Nach weiteren 7,5 Jahren 
hat die Inspektion aller Schächte und 
Haltungen (unabhängig der Zustands-
klasse) wieder mittels Kanalkamera 
zu erfolgen.

Für beide Varianten gilt, dass 
Schächte und Haltungen 
der Zustandsklassen 4 und 5 
innerhalb der zeitlichen 
Fristenvorgaben jedenfalls zu 
sanieren und danach neu zu 
bewerten sind! 

Die wichtigsten Vorgaben für die 
Inspektion mittels Kanalspiegel:
▪ vollständig vorhandenes Leitungs-

informationssystem - LIS

▪ (zumindest) 2-malige detaillierte 
Inspektion mittels Kanalkamera

▪ Haltungsselektion (für Zustands-
klassen 1 bis 3):
▸ bei Kanälen ≥ DN 300: Hal-

tungslängen bis max. 100 m 
möglich

▸ bei Kanälen < DN 300: Haltungs-
längen bis max. 50 m möglich

▸ bei Kanälen mit schwarzer (AZ) 
oder weißer (PP) Innenfarbe: 
(unabhängig vom DN) Haltungs-
längen bis max. 50 m möglich
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▸ bei Haltungen außerhalb dieser 
Selektion weiterhin Inspektion 
mittels Kanalkamera

▪ Haltungsbesichtigung von beiden 
Seiten + Dokumentation per Fotos 
oder Video 

▪ geschulter Kanalwart (eigener 
ÖWAV-Ausbildungskurs für Kanal-
spiegelanwendung)

▪ elektronischer Kanalspiegel + 
2 Personen für Bedienung (Spiegel 
und Tablet) 

Conclusio aus Sicht der 
Kanalaufsicht des Landes OÖ:
▪ Die bedarfsorientierte Kanalins-

pektion unter Einsatz des „elek-
tronischen Kanalspiegels“ stellt 
grundsätzlich eine sinnvolle Wei-
terentwicklung der Kanalinspek-
tion dar.

▪ Aufgrund der Beschaffungskosten 
und des zusätzlichen Personal- 
und Arbeitsaufwands muss nicht 
automatisch ein Einsparungspo-
tenzial gegenüber der bisherigen 
Inspektionspraxis gegeben sein, 
bzw. könnte dieses Einsparungs-
potenzial überschätzt werden. 

▪ Diese neue Form der Kanalins-
pektion ist daher eher für größere 

Kanalnetzbetreiber (Städte, Ver-
bände) sinnvoll/geeignet und auch 
praktisch leichter umsetzbar.

▪ Ein Zusammenschluss kleinerer 
Kanalnetzbetreiber zu sog.  
„Inspektionsverbänden“ könnte 
aber im Hinblick auf mögliche Syn-
ergie- und Einspareffekte zielfüh-
rend sein.

Bei Fragen beispielsweise zu den 
notwendigen Antragsunterlagen 

oder auch für ein Beratungsgespräch 
stehen die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Abt. Wasserwirtschaft, 
Gruppe Trinkwasser und Abwasser, 
gerne zur Verfügung.

Kontakt

Tel:  
+43 (732) 7720-12482   
E-Mail:  
ta.ww.post@ooe.gv.at

 ▪

 Bleib
neugierig. Jetzt

buchen!

Finde deinen  05-7000-77 | kundenservice@wifi-ooe.at 
passenden Kurs auf wifi.at/ooe WIFI. Wissen Ist Für Immer.
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LRH lobt kommunale Abfallwirtschaft
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Von 8. Juli 2022 bis 17. Februar 2023 
hat der Oö. Landesrechnungshof 
die kommunale Abfallwirtschaft in 
Oberösterreich einer umfassenden 
Überprüfung unterzogen. Das Land 
Oberösterreich, der Oö. Landesabfall-
verband (LAV), ausgewählte Bezirks-
abfallverbände (BAV) und Gemeinden 
wurden auf ihr Zusammenwirken in 
der Abfallbewirtschaftung überprüft.

Die Abfallwirtschaft in Oberöster-
reich fußt auf einer seit den 1990er-
Jahren gewachsenen Struktur, in der 
das Land, Verbände und Gemeinden 
eng miteinander kooperieren. Aus 
einem „Deponienotstand“ heraus 
kam es zur Gründung des Landes-
abfallverbandes sowie regionaler 
Bezirksabfallverbände. Damals 
wie heute bilden eine sichere und 
umweltgerechte Entsorgung sowie 

eine möglichst hohe sortenreine 
Trennung von Altstoffen die Eck-
pfeiler der oberösterreichischen 
Abfallwirtschaft. Dies wird durch die 
in Österreich einmalige Struktur der 
kommunalen Abfallverbände bürger-
freundlich ermöglicht, was auch der 
Landesrechnungshof in seinem Be-
richt bestätigt.

„Die Transformation von der Abfall-
wirtschaft zur Kreislaufwirtschaft ist 
ein besonderer Kraftakt. Die ange-
strebte Entwicklung der Abfallwirt-
schaft hin zu einer gesamtheitlichen 
Kreislaufwirtschaft wird in den stra-
tegischen Zielsetzungen verstärkt 
berücksichtigt. Oberösterreich ist 
dabei auf einem ausgezeichneten 
Weg und ich bedanke mich dafür 
bei allen Akteurinnen und Akteuren 
in der Oö. Abfallwirtschaft. Aktuell 

wird in einem gemeinsamen Prozess 
der Oö. Landesabfallwirtschafts-
plan 2024 ausgearbeitet. Darin wer-
den die strategische Ausrichtung, 
Weiterentwicklung und konkrete 
Zielvorgaben der Oö. Abfallwirtschaft 
für die folgenden sechs Jahre ab-
gebildet, wofür die Erkenntnisse des 
Landesrechnungshofs einen wichti-
gen Beitrag liefern“, so Umwelt- und 
Klima-Landesrat Stefan Kaineder. 

Die Sammelmengen von Restabfäl-
len, Alt- und Wertstoffen sowie von 
biogenen Materialien haben sich in 
den letzten 30 Jahren mehr als ver-
doppelt: So konnten im Jahr 2021 
539 Kilogramm pro Einwohnerin 
bzw. Einwohner gesammelt werden 
und die dabei erzielte Trennquote 
betrug beachtliche 74 Prozent. Be-
sonders die oberösterreichischen 
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Bücher

Altstoffsammelzentren leisten hier 
einen wertvollen Beitrag.

Die COVID-19-Pandemie verdeut-
lichte, dass die Abfallwirtschaft sys-
temrelevant ist. Eine umfassende 
abfallwirtschaftliche Vorsorge ist 
für jede Art von Katastrophenfall 
unumgänglich. Hier wird der Emp-
fehlung des Landesrechnungshofs 
bereits Folge geleistet und eine Ver-
ordnung ist in Ausarbeitung. Dabei 
wird vom Oö. Landesabfallverband 
ein entsprechendes Konzept für die 
geordnete Sammlung von Abfällen in 
den Abfallsammelzentren im Katast-
rophenfall erstellt.

Der Landesrechnungshof anerkennt 
die Bezirksabfallverbände als we-
sentliche Säule in der Oö. Abfallwirt-
schaft und empfiehlt eine verstärkte 
Übernahme von Aufgaben von 
den Gemeinden, um in gemeinde-
übergreifenden Kooperationen 

wirtschaftliche Potenziale bspw. bei 
der Restabfallsammlung zu heben. 
Hier soll der Landesabfallverband 
eine wichtige Rolle einnehmen bzw. 
sollen die Bezirksabfallverbände 
stärker als bezirksweite Drehscheibe 
fungieren.

Auch eine weitere Aufwertung der 
Bezirksabfallverbände fasst der 
Landesrechnungshof ins Auge: So 

werden Entwicklungsfelder in der 
Digitalisierung und in einem um die 
Bereiche Umwelt, Energie und Klima-
schutz erweiterten Aufgabenspekt-
rum gesehen. 

Von der hauseigenen Mülltonne bis 
hin zur grenzüberschreitenden Ab-
fallverbringung: umweltgerechtes 
und transparentes Abfallmanage-
ment kann nur durch zeitgemäße 
Werkzeuge der Digitalisierung ge-
lingen. Richtig angewandt eröffnen 
sich durch die Digitalisierung große 
Chancen.

„Als zuständiges Regierungsmitglied 
bedanke ich mich beim Oö. Landes-
rechnungshof für den wertvollen Be-
richt. Die Empfehlungen des Landes-
rechnungshofes werden aufgegriffen 
bzw. ist deren Umsetzung großteils 
schon in die Wege geleitet“, stellt  
Kaineder klar.  
 ▪

▪ Zierl, Schweighofer, Wimberger, 
Erwachsenenschutzrecht, 
Praxiskommentar, LexisNexis, 

 3. Auflage, 828 Seiten, Hardcover,  
ISBN: 978-3-7007-8116-5, € 129,00 

Der Gesetzgeber hat das seit 
1. 7. 1984 geltende Sachwalterrecht 
am 1. 7. 2018 durch das Erwachse-
nenschutzrecht ersetzt und dabei 
grundlegend reformiert. Unter ande-
rem wurden der automatische Ver-
lust der Handlungsfähigkeit infolge 
der Bestellung eines Sachwalters 
und die Sachwalterschaft für alle An-
gelegenheiten abgeschafft. Die Auto-
nomie und die Selbstbestimmung der 
betroffenen Menschen und deren 
Unterstützung stehen nunmehr im 
Mittelpunkt.

Die vier Säulen des Erwachsenen-
schutzrechts bilden die Vorsorge-
vollmacht, die gewählte Erwach-
senenvertretung, die gesetzliche 
Erwachsenenvertretung und die ge-
richtliche Erwachsenenvertretung.

Der vorliegende Praxiskommentar 
bietet einen informativen Überblick 
über das Erwachsenenschutzrecht 
und seine Schnittstellen.

Den Bedürfnissen der Praxis kom-
men zahlreiche Muster, Beispiele, 

Von der hauseigenen Müll-
tonne bis hin zur grenz-
überschreitenden Abfallver-
bringung: umweltgerechtes 
und transparentes Ab-
fallmanagement kann nur 
durch zeitgemäße Werk-
zeuge der Digitalisierung 
gelingen. 

Tabellen und eine Paragraphenüber-
sicht (samt Hinweis auf die Randzah-
len) entgegen.  
Das Autorinnen- bzw. Autorenteam – 
bestehend aus zwei Richterinnen und 
einem Verwaltungsjuristen – bürgt 
für eine praxisorientierte und über-
sichtliche Aufbereitung des großen 
Gesetzeswerkes. Das Buch erleichtert 
Nichtjuristinnen und Nichtjuristen 
ebenso wie Juristinnen und Juristen 
den Einstieg in das Erwachsenen-
schutzrecht. 
 Ma.
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Abgabenrecht 

Bezeichnung der Behörde am 
Abgabenbescheid
Die Bezeichnung der Behörde ist ein 
wesentliches Merkmal, dessen Feh-
len zur absoluten Nichtigkeit führt. 
Dem Erfordernis zur Bezeichnung 
der Behörde ist dann Rechnung ge-
tragen, wenn nach objektiven Ge-
sichtspunkten für jedermann – also 
unabhängig von der subjektiven 
Kenntnis seitens des Adressaten des 
Schriftstückes – erkennbar ist, von 
welcher Behörde der Bescheid erlas-
sen wurde.  
Ob und welcher Behörde eine Erle-
digung zuzurechnen ist, ist anhand 
ihres äußeren Erscheinungsbildes, 
also insbesondere anhand des 
Kopfes, des Spruches und seiner 
Einleitung, der Begründung, der 
Fertigungsklausel und der Rechts-
mittelbelehrung zu beurteilen. Es ist 
demnach nicht von Bedeutung, an 
welcher Stelle der Erledigung die Be-
hörde genannt ist.  
Fehlt in der Ausfertigung die Be-
zeichnung der Behörde und ent-
hält die Ausfertigung auch keinerlei 
Anhaltspunkte dafür, von welcher 
Behörde die Erledigung ausgeht, so 
liegt keine wirksame amtliche Erledi-
gung vor. (VwGH vom 14. 06. 2023, 
Ra 2020/16/0170)

Vorliegen von 
Wiederaufnahmegründen
Welche gesetzlichen Wiederaufnah-
megründe durch einen konkreten 
Sachverhalt als verwirklicht ange-
sehen und daher als solche heran-
gezogen werden, bestimmt bei der 
Wiederaufnahme von Amts wegen 
die gemäß § 305 BAO zuständige Be-
hörde.  
Was „Sache“ des Wiederaufnahme-
verfahrens ist, bestimmt sich am Wie-
deraufnahmegrund, nicht am Sachbe-

scheid, um dessen Wiederaufnahme 
es geht. (VwGH vom 24. 05. 2023,  
Ra 2021/15/0066)

Aufhebung nach § 299 BAO
Ein Aufhebungsbescheid nach § 299 
BAO ist ein Bescheid kassatorischer 
Art.  
„Sache“, daher den Gegenstand des 
Aufhebungsverfahrens, bilden die 
Gründe, auf die sich die Unrichtig-
keit des Spruchs des aufgehobenen 
Bescheides stützt. Die Sache des Be-
schwerdeverfahrens wird bei einem 
Antrag auf Aufhebung gemäß § 299 
BAO durch den im Antrag geltend ge-
machten Aufhebungsgrund begrenzt. 
(VwGH vom 24. 05. 2023,  
Ra 2023/15/0021)

Auslegung des Spruchs
Der Spruch eines Erkenntnisses ist 
im Zweifel im Sinne des angewende-
ten Gesetzes auszulegen. Bestehen 
Zweifel über den Inhalt des Spru-
ches, so ist zu dessen Deutung auch 
die Begründung heranzuziehen. 
(VwGH vom 24. 05. 2023,  
Ra 2023/15/0021)

Einwendungen gegen 
Rückstandsausweis
Ein Rückstandsausweis ist kein Be-
scheid, sondern nur ein „Auszug aus 
den Rechnungsbehelfen“, mit dem 
die Behörde eine sich bereits aus 
dem Gesetz oder aus früher erlasse-
nen Bescheiden ergebende Zahlungs-
verbindlichkeit bekannt gibt. 

Werden dagegen Einwendungen 
erhoben, so ist über den offenen 
Anspruch selbst – und nicht über 
die Rechtmäßigkeit des Rückstands-
ausweises, die kein zulässiger 
Entscheidungsgegenstand ist – in 
einem ordentlichen Verwaltungsver-
fahren abzusprechen. (VwGH vom 
13. 06. 2023, Ra 2021/08/0089)

Baurecht

Vermutete Baubewilligung
Eine vermutete Baubewilligung 
kommt nur dann in Frage, wenn es 
keine Anhaltspunkte für eine gegen-
teilige Annahme gibt, also für die 
Annahme, dass seinerzeit kein Bau-
konsens erteilt wurde, wobei die 
Vollständigkeit der Archive von Be-
deutung ist. 

Ein (erfolgloser) Antrag auf Erteilung 
einer nachträglichen Bewilligung für 
ein Bauobjekt spricht dagegen, dass 
ursprünglich eine Baubewilligung 
vorhanden war. Die Rechtsvermu-
tung der Konsensmäßigkeit kommt 
einem Bauzustand, der nach der zur 
Zeit seiner Herstellung geltenden 
Bauordnung gesetzwidrig war, nicht 
zustatten, weil nicht angenommen 
werden kann, dass die Baubehörde 
die gesetzwidrige Herstellung bewil-
ligt hätte. 

In einem solchen Fall müsste von 
der Partei, die den Konsens behaup-
tet, der Nachweis erbracht werden, 
dass dieser tatsächlich erteilt wurde. 
(VwGH vom 12. 06. 2023,  
Ra 2023/06/0086)

Parteistellung eines Nachbarn im 
Bauverfahren
Für die Parteistellung des Nachbarn 
kommt es lediglich auf die Möglich-
keit einer Rechtsverletzung an, nicht 
aber darauf, ob diese durch das Bau-
vorhaben auch erfolgt. (VwGH vom 
25. 05. 2023, Ra 2020/06/0122)

Eigentümer des Baugrundstücks
Wer Eigentümer des Baugrundstü-
ckes ist, hat die Behörde bzw. das 
nachprüfende VwG als zivilrechtliche 
Vorfrage nach den Bestimmungen 
des ABGB zu beurteilen. (VwGH vom 
25. 05. 2023, Ra 2020/06/0253)

Rechtsjournal
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Verbesserungsauftrag für 
Bauvorhaben
Ein Verbesserungsauftrag nach § 13 
Abs. 3 AVG ist immer nur dann ge-
setzmäßig, wenn der angenommene 
Mangel tatsächlich vorliegt, was etwa 
bedeutet, dass ein Verbesserungsauf-
trag, mit dem Unterlagen bzw. Anga-
ben für die Beurteilung der Zulässig-
keit des Bauvorhabens angefordert 
werden, nur dann zulässig erscheint, 
wenn diese Unterlagen bzw. Angaben 
für die Beurteilung der Zulässigkeit 
des Bauvorhabens nach den jewei-
ligen gesetzlichen Regelungen (bzw. 
den darauf gestützten Verordnun-
gen) erforderlich sind. (VwGH vom 
23. 05. 2023, Ra 2022/06/0031)

Auch nachträgliches 
Bewilligungsverfahren ist ein 
Projektgenehmigungsverfahren
Bei einem Baubewilligungsverfahren, 
auch dann, wenn eine nachträgliche 
Baubewilligung erteilt werden soll, 
handelt es sich um ein Projektge-
nehmigungsverfahren, in welchem 
es nicht darauf ankommt, welcher 
Zustand besteht, sondern darauf, 
welcher Zustand projektgemäß her-
beigeführt werden soll. 

Auch in einem nachträglichen Bau-
bewilligungsverfahren ist von der 
Behörde zu prüfen, ob die Errichtung 
des projektierten Gebäudes und nicht 
der tatsächlich vorhandene Bau zu-
lässig ist.  
Der Gegenstand jedes Baubewilli-
gungsverfahrens wird durch das je-
weilige Bauansuchen und das diesem 
zugrunde liegende Projekt bestimmt. 
(VwGH vom 23. 05. 2023,  
Ra 2022/06/0031)

Zubau setzt rechtmäßigen Bestand 
voraus
Voraussetzung jedes Zu- bzw. Um-
baus ist, dass der Bestand der bauli-
chen Anlage ein rechtmäßiger ist. Ob 
ein konsentierter bzw. rechtmäßiger 
Bestand vorliegt, ist jedoch bei der Er-

teilung der Baubewilligung für einen 
Zubau als Vorfrage zu beurteilen. 
Sollte sich daher ergeben, dass der in 
den Plänen eingezeichnete Bestand 
kein rechtmäßiger ist, stünde dieser 
Umstand der baurechtlichen Be-
willigung des gegenständlichen Um- 
und Zubaues entgegen. (VwGH vom 
23. 05. 2023, Ra 2022/06/0031)

Unteilbarkeit eines 
Abbruchauftrags
Bei einem einheitlichen Bauwerk 
ist grundsätzlich der gesamte Bau 
Gegenstand eines baupolizeilichen 
Auftrages. Ein Abbruchauftrag hat 
sich nur dann auf Teile eines Bauvor-
habens bzw. einer baulichen Anlage 
zu beziehen, wenn die konsenswidri-
gen oder konsenslosen Teile des Bau-
vorhabens von diesem trennbar sind. 
Bei Unteilbarkeit macht eine rechts-
widrige Abänderung nämlich auch 
den Altbestand konsenslos. (VwGH 
vom 19. 05. 2023, Ra 2020/06/0116)

Zustimmung der Eigentümer
Die Zustimmung aller Miteigentümer 
ist liquid nachzuweisen. „Liquid“ ist ein 
Nachweis nur dann, wenn durch den 
Beleg dargetan wird, dass es keines-
falls mehr fraglich sein kann, ob die 
Zustimmung erteilt wurde. Eine be-
reits erteilte Zustimmung kann auch 
bis zur rechtskräftigen Erteilung der 
Baubewilligung formlos zurückgezo-
gen werden.  
Die Zustimmung der Miteigentümer 
für die Antragstellung bei der Bau-
behörde ist ohne Rücksicht darauf 
erforderlich, aus welchen Gründen 
Miteigentümer ihre Zustimmung 
verweigern. Dies ist keine im Verwal-
tungsverfahren zu lösende Frage, son-
dern es ist erforderlich, das fehlende 
Einverständnis durch eine gerichtliche 
Entscheidung zu ersetzen. Nach der 
Judikatur des OGH ersetzt die rechts-
gestaltende Entscheidung des Ge-
richts nach § 835 ABGB die erforder-
liche Zustimmung des Miteigentümers 
zum Ansuchen der anderen um Ertei-

lung der Baubewilligung. (VwGH vom 
26. 04. 2023, Ra 2022/05/0168)

Weitere Ausführungen zur 
Zustimmung der Miteigentümer
Die Frage, ob die Zustimmung eines 
oder mehrerer Miteigentümer zum 
Bauvorhaben des Bauwerbers verein-
barungswidrig nicht erteilt wurde, ist 
von den Zivilgerichten zu entscheiden 
und stellt im Baubewilligungsverfah-
ren keine Vorfrage dar. 

Es ist nicht Aufgabe der Baubehörde, 
selbstständig zu beurteilen, ob der 
Miteigentümer verpflichtet ist, bau-
liche Maßnahmen zu dulden oder 
nicht. Das Gesetz sieht vielmehr als 
Tatbestandsvoraussetzung für die 
Erteilung der Baubewilligung das 
tatsächliche Vorliegen der Zustim-
mung vor, welche – soweit ein Zu-
stimmungserfordernis zu bejahen ist 
– nur durch eine rechtskräftige Ent-
scheidung eines Zivilgerichts ersetzt 
werden kann. 

Wie ein bestimmtes Verhalten eines 
Zustimmungsberechtigten zu deuten 
ist oder ob eine Zustimmung rechts-
widrig widerrufen wurde, hat nicht 
die Baubehörde, sondern das (Zivil-)
Gericht zu entscheiden. Die Baubewil-
ligung kann im Fall der Ersetzung der 
fehlenden Zustimmung der Eigentü-
mer durch eine zivilgerichtliche Ent-
scheidung nur für die Baupläne erteilt 
werden, auf die sich das Urteil bzw. 
der Beschluss des Gerichts bezieht. 
(VwGH vom 26. 04. 2023,  
Ra 2022/05/0168)

Von Nachbarparteien 
aufgegriffene Verfahrensfehler
Da die Verfahrensrechte einer Partei 
nicht weiter als ihre materiellen Rech-
te gehen, können Verfahrensfehler für 
die Nachbarn im Baubewilligungsver-
fahren nur dann von Relevanz sein, 
wenn damit eine Verletzung ihrer ma-
teriellen Rechte gegeben wäre. (VwGH 
vom 24. 04. 2023, Ra 2023/06/0060)
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Mitspracherecht der Nachbarn 
betreffend Wirksamkeit einer 
Baubewilligung
Dem Nachbarn ist als ein weiteres 
sich allgemein aus dem AVG er-
gebendes Parteienrecht in einem 
Baubewilligungsverfahren auch der 
Einwand anzuerkennen, ob eine 
Baubewilligung, die die Grundlage 
für eine beantragte Änderungsbewil-
ligung sei, überhaupt noch aufrecht 
ist. Das Erlöschen der Baubewilli-
gung bewirkt das Außerkrafttreten 
jenes bescheidmäßigen Spruches, 
mit dem auch über Einwendungen 
der Nachbarn im betreffenden Bau-
bewilligungsverfahren abgesprochen 
wurde.  
Die Rechtssphäre des Nachbarn 
wird daher durch die Entscheidung 
über die Frage, ob eine rechtskräftig 
erteilte Baubewilligung erloschen 
ist oder nicht, berührt. (VwGH vom 
18. 04. 2023, Ra 2021/06/0135)

Bauplatzbewilligung ohne 
Nachbarbeteiligung
Die Bauplatzerklärung entfaltet 
gegenüber den Nachbarn keine 
Rechtswirkungen, weil diese im Ver-
fahren zur selbstständigen Bauplatz-
erklärung keine Parteistellung haben. 
Sie sind daher berechtigt, ihre mit der 
Bauplatzerklärung im Zusammen-
hang stehenden subjektiv-öffentli-
chen Einwendungen im Baubewilli-
gungsverfahren zu erheben.  
Sie sind nicht darauf beschränkt, bloß 
die Einhaltung der Festlegungen in 
der Bauplatzerklärung zu verlangen, 
sondern können auch die Gesetz-
mäßigkeit der Festlegungen von Be-
bauungsgrundlagen geltend machen. 
(VwGH vom 17. 04. 2023,  
Ra 2023/06/0035)

Einwendungen hinsichtlich 
Servitutsrecht
Mit dem Vorbringen zur allfälligen 
Behinderung der Zufahrtsmöglich-
keit bzw. der Beeinträchtigung eines 
Servitutsrechtes werden keine vom 

Baurecht geschützten subjektiv-öf-
fentlichen Nachbarrechte geltend 
gemacht. (VwGH vom 17. 04. 2023,  
Ra 2023/06/0035)

Adressat eines baupolizeilichen 
Auftrags
Nach der Rechtsprechung des VwGH 
zu Bauaufträgen, die an den Eigentü-
mer eines Bauwerks zu richten sind, 
ist die Feststellung der Eigentumsver-
hältnisse eine bei Erlassung dieses 
Bauauftrages zu beachtende zivil-
rechtliche Vorfrage.  
Wer die bauliche Anlage errichtet 
oder die Bauanzeige eingebracht 
hat, ist hingegen nicht entscheidend. 
(VwGH vom 14. 04. 2023,  
Ra 2023/06/0020)

Auswirkungen auf Ortsbild bei 
Abbruchbewilligungsverfahren
Dass im Rahmen des Verfahrens über 
den Antrag auf Abbruchbewilligung 
nicht auf eine mögliche positive Wir-
kung des projektierten Neubaus auf 
das örtliche Stadtbild abgestellt wer-
den kann, entspricht der ständigen 
höchstgerichtlichen Rechtsprechung. 
Bei einem Bewilligungsverfahren 
nach der Wr. BauO (Anm.: gilt analog 
für OÖ.) handelt es sich stets um ein 
Projektgenehmigungsverfahren, in 
dem das in den Einreichplänen und 
sonstigen Unterlagen dargestellte 
Projekt zu beurteilen ist.  
Dieses ist im konkreten Fall ein Ab-
bruchvorhaben und nicht das sepa-
rat eingereichte Neubauvorhaben. 
(VwGH vom 13. 04. 2023,  
Ra 2021/05/0121)

Zum Vorliegen eines Aliuds
Eine Baubewilligung wird für ein 
durch seine Größe und Lage be-
stimmtes Vorhaben erteilt, sodass ein 
Abweichen hiervon eine neuerliche 
Bewilligung erfordert.  
Ob ein Aliud vorliegt, ist immer an-
hand eines bestimmten Projektes 
im Vergleich zu etwas anderem zu 
prüfen. Bei der Qualifikation, ob ein 

anderes (neues) Bauvorhaben vor-
liegt, kommt es ausschließlich auf die 
Unterschiede bzw. Identität zwischen 
dem ursprünglich bewilligten und 
dem beantragten (hier: errichteten) 
Projekt an. Bezugspunkt für die Prü-
fung des Vorliegens eines Aliuds ist 
die bereits erteilte Baubewilligung. 
(VwGH vom 13. 04. 2023,  
Ra 2022/05/0193)

Raumordnung

Feststellungen zum 
Aufschließungsbeitrag
Ein Grundstück gilt im Sinne des § 25 
Abs. 3 Z 1 Oö. ROG 1994 als bebaut, 
wenn auf dem Grundstück ein Ge-
bäude errichtet ist, das nicht unter 
§ 3 Abs. 2 Z 5 Oö. BauO 1994 fällt. 
Schon deswegen, weil hier auf die 
Bauordnung Bezug genommen wird, 
ist davon auszugehen, dass auch der 
Begriff des „Gebäudes“ im Sinne der 
Bestimmungen des Baurechts (und 
nicht des § 297 ABGB) zu verstehen 
ist. Als Gebäude sind demnach über-
deckte, allseits oder überwiegend 
umschlossene Bauwerke, die von 
Personen betreten werden können, 
zu verstehen (§ 2 Z 12 Oö. BautTG 
2013).  
(Hier: Der Gastank, dessen umschlos-
sener Bereich zweifellos nicht von 
Personen betreten werden kann, 
kann demnach nicht als Gebäude 
beurteilt werden; er bewirkt sohin 
nicht, dass das Grundstück als be-
baut zu beurteilen wäre.) (VwGH vom 
17. 05. 2023,  
Ra 2022/13/0121)

Auslegung von 
Flächenwidmungsplänen
Flächenwidmungspläne sind grund-
sätzlich im Sinn der Bedeutung der 
festgelegten Widmung nach den im 
Zeitpunkt ihrer Erlassung geltenden 
Rechtsvorschriften auszulegen. Es 
richten sich (nur) die Inhalte der in 
einem Flächenwidmungsplan ver-
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wendeten Begriffe nach den Bestim-
mungen des ROG im Zeitpunkt seines 
Wirksamwerdens; daraus ergibt sich 
jedoch nicht, dass die anzuwendende 
Rechtslage betreffend – wie hier – die 
Entscheidung über den Baubewil-
ligungsantrag „versteinert“ wurde. 
(VwGH vom 27. 04. 2023,  
Ra 2022/06/0096)

Verwaltungsverfahren

Akteneinsicht in einem 
abgeschlossenen Verfahren
Bei der Frage, ob Akteneinsicht in 
einem abgeschlossenen Verfahren 
gewährt wird, kommt es darauf an, 
dass der die Akteneinsicht begeh-
renden Person in diesem beendeten 
Verwaltungsverfahren Parteistellung 
im Sinn des § 8 AVG in Zusammenhalt 
mit allfälligen materiengesetzlichen 
Bestimmungen zugekommen ist oder 
wäre, es ist aber nicht erforderlich, 
dass die Parteistellung das ganze 
nach der Bauordnung geführte Bau-
verfahren über bestanden haben 
muss. (VwGH vom 19. 05. 2023,  
Ra 2021/06/0121)

Zustellung im Wege einer 
Ersatzzustellung
Ein „regelmäßiger Aufenthalt“ liegt 
dann vor, wenn der Empfänger, von 
kurzfristigen – auch periodischen – 
Abwesenheiten abgesehen, immer 
wieder an die Abgabestelle zurück-
kehrt. Allein aus dem Umstand der 
Abwesenheit während eines Tages 
ist noch nicht der Schluss auf das 
Fehlen eines „regelmäßigen Auf-
enthaltes“ an der Abgabestelle zu 
ziehen. Nur wenn der Empfänger 
längere Zeit von der Abgabestelle 
abwesend ist, darf auch eine Ersatz-
zustellung an einen Ersatzempfänger 
nicht erfolgen. 

Damit wird im Zustellgesetz dem 
Umstand ausreichend Rechnung ge-
tragen, dass sich eine Person – etwa 

aufgrund der Ableistung des Prä-
senzdienstes – allenfalls über einen 
längeren Zeitraum nicht in ihrer 
Wohnung aufhält, da in einem der-
artigen Fall eine (Ersatz-)Zustellung 
an ihre Wohnung unter Umständen 
nicht in Betracht kommt. (VwGH vom 
09. 05. 2023, Ra 2023/09/0049)

Voraussetzungen einer 
Ersatzzustellung
Eine Ersatzzustellung ist nur unter 
den in § 16 Abs. 2 des Zustellgeset-
zes normierten Voraussetzungen 
zulässig. In diesem Zusammenhang 
kommt es nicht darauf an, ob (ob-
jektiv gesehen fälschlich) die Eigen-
schaft des Ersatzempfängers auf dem 
Rückschein angegeben wird, sondern 
darauf, ob die in § 16 Abs. 2 des 
Zustellgesetzes normierten Voraus-
setzungen für den Ersatzempfänger 
tatsächlich gegeben sind. (VwGH vom 
09. 05. 2023, Ra 2023/09/0049)

Heilung einer unzulässigen 
Ersatzzustellung
Wenn der Empfänger die Voraus-
setzungen der Ersatzzustellung 
ausdrücklich bestritten hat, bedarf 
es freilich zur Klärung der Frage der 
rechtswirksamen Zustellung eines 
Bescheides nach entsprechender Er-
gänzung des Ermittlungsverfahrens 
konkreter Feststellungen darüber, 
wer diesen Bescheid übernommen 
hat und ob dabei die Voraussetzun-
gen des § 16 Abs. 2 des Zustellgeset-
zes für den Ersatzempfänger erfüllt 
wurden. 

Sollte eine Ersatzzustellung unzu-
lässigerweise erfolgt sein, bedarf 
es auch ergänzender Erhebungen 
darüber, ob und bejahendenfalls, 
wann und in welcher Form dem 
Empfänger dieser Bescheid tatsäch-
lich zugekommen ist, um beurteilen 
zu können, ob allenfalls eine Heilung 
der Zustellmängel gemäß § 7 des Zu-
stellgesetzes eingetreten ist. (VwGH 
vom 09. 05. 2023, Ra 2023/09/0049)

Einwendungen gegen Höhe der SV-
Gebühren
Im Verfahren nach § 76 AVG kann die 
Partei, der die dem nichtamtlichen 
Sachverständigen bezahlten Ge-
bühren als der Behörde erwachsene 
Barauslagen vorgeschrieben werden, 
mangels Bindungswirkung des Be-
scheides, mit dem die Gebühren des 
Sachverständigen festgesetzt wur-
den, zulässigerweise geltend machen, 
die Gebühren des Sachverständigen 
seien überhöht, sie stünden ihm da-
her nicht bzw. nicht in voller Höhe zu. 
(VwGH vom 29. 06. 2023,  
Ra 2020/11/0040)

Inhalt eines SV-Gutachtens
Ein Sachverständigengutachten muss 
einen Befund und das eigentliche 
Gutachten im engeren Sinn enthal-
ten. Der Befund ist die vom Sach-
verständigen – unter Zuhilfenahme 
wissenschaftlicher Feststellungsme-
thoden – vorgenommene Tatsachen-
feststellung. Die Schlussfolgerungen 
des Sachverständigen aus dem Be-
fund, zu deren Gewinnung er seine 
besonderen Fachkenntnisse und Er-
fahrungen benötigt, bilden das Gut-
achten im engeren Sinn. 

Eine sachverständige Äußerung, die 
sich in der Abgabe eines Urteiles 
(eines Gutachtens im engeren Sinn) 
erschöpft, aber weder die Tatsachen, 
auf die sich dieses Urteil gründet, 
noch die Art, wie diese Tatsachen er-
mittelt wurden, erkennen lässt, ist mit 
einem wesentlichen Mangel behaftet 
und als Beweismittel unbrauchbar. 
Gleiches gilt, wenn der Sachverständi-
ge nicht darlegt, auf welchem Weg er 
zu seinen Schlussfolgerungen gekom-
men ist. (VwGH vom 28. 06. 2023,  
Ra 2022/07/0196)

Offenkundige Tatsachen
Offenkundig iSd § 45 Abs 1 AVG ist 
eine Tatsache dann, wenn sie ent-
weder allgemein bekannt (notorisch) 
oder der Behörde im Zuge ihrer 
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Amtstätigkeit bekannt und dadurch 
„bei der Behörde notorisch“ („amts-
bekannt“) geworden ist. Eine Behörde 
bzw. ein Verwaltungsgericht hat die 
Annahme, dass ein der Entscheidung 
zugrunde gelegter Sachverhalt offen-
kundig (§ 45 Abs. 1 AVG) ist, zu be-
gründen. 

Den Parteien ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme darüber zu geben, was 
der Behörde amtsbekannt erscheint. 
Erst auf dieser Grundlage ist eine 
Überprüfung der Richtigkeit der Sach-
verhaltsannahmen für die Parteien 
und den VwGH möglich. (VwGH vom 
27. 06. 2023, Ra 2023/20/0152)

Auflagen, Berechtigung und 
Verpflichtung
Auflagen sind bereits ihrer Rechts-
natur nach bedingte Polizeibefehle, 
die sich (erst) bei Konsumierung des 
betreffenden Rechtes in unbedingte 
wandeln. 

Mit einer Baubewilligung wird das 
subjektiv-öffentliche Recht verliehen, 
einen Bau nach Maßgabe der bewil-
ligten Pläne zu errichten; es handelt 
sich dabei – anders als bei einer Auf-
lage – um eine Berechtigung, und 
nicht um eine Verpflichtung. 

Eine Auflage, die nur einen beding-
ten Polizeibefehl darstellt, kann von 
vornherein keine Bewilligung be-
inhalten. (VwGH vom 22. 06. 2023, 
Ra 2022/05/0030)

Eingang einer E-Mail-Sendung
Eine E-Mail-Sendung ist dann bei 
der Behörde eingelangt, wenn sie 
von einem – außerhalb der Amts-
stunden betriebsbereit gehaltenen 
– Server, den die Behörde für die 
Empfangnahme von an sie gerichte-
ten E-Mail-Sendungen gewählt hat, 
empfangen wurde und sich damit im 
„elektronischen Verfügungsbereich“ 
der Behörde befindet. (VwGH vom 
20. 06. 2023, Ra 2022/03/0097)

Auslegung von Anträgen/
Parteierklärungen
Parteierklärungen sind nach ihrem 
objektiven Erklärungswert auszu-
legen. Entscheidend ist, wie die Er-
klärung unter Berücksichtigung der 
konkreten gesetzlichen Regelung, des 
Verfahrenszwecks und der Aktenlage 
objektiv verstanden werden muss. 
Bei eindeutigem Inhalt eines Anbrin-
gens sind davon abweichende, nach 
außen nicht zum Ausdruck gebrachte 
Absichten und Beweggründe grund-
sätzlich unbeachtlich.

 Weist ein Anbringen einen undeut-
lichen Inhalt auf, so hat die Behörde 
durch Herbeiführung einer ent-
sprechenden Erklärung den wahren 
Willen des Einschreiters festzustellen. 
Es darf im Zweifel nicht davon aus-
gegangen werden, dass eine Partei 
einen von vornherein sinnlosen oder 
unzulässigen Antrag gestellt hat. 
(VwGH vom 20. 06. 2023,  
Ra 2022/03/0190)

Elektronische Genehmigung von 
Erledigungen
Die Genehmigung einer elektronisch 
erstellten Erledigung kann im Rah-
men eines elektronischen Aktenver-
waltungssystems z. B. auch durch ein 
Berechtigungs- und Rollenkonzept 
zum Nachweis der Identität des Ge-
nehmigenden und durch einen Än-
derungsschutz oder die gesicherte 
Nachvollziehbarkeit von an Doku-
menten vorgenommenen Änderun-
gen zur Sicherung der Identität der 
Erledigung gewährleistet werden. 

Die Verwendung einer Amtssigna-
tur für die Genehmigung von Er-
ledigungen ist zwar möglich, nach 
den eindeutigen Aussagen in den 
Gesetzesmaterialien jedoch nicht 
geboten. Wird die Genehmigung 
in einem elektronischen Aktenver-
waltungssystem durch ein Berech-
tigungs- und Rollenkonzept bzw. 
durch einen Änderungsschutz und 

gesicherte Nachvollziehbarkeit von 
vorgenommenen Änderungen orga-
nisiert, ist eine weitergehende Do-
kumentation dieser Genehmigung 
durch entsprechende Angaben auf 
Ausdrucken der Erledigung gesetz-
lich nicht geboten, vielmehr reicht 
es aus, wenn die Genehmigung mit 
den entsprechenden Vorkehrungen 
im elektronischen Aktenverwal-
tungssystem dokumentiert ist. Das 
Fehlen einer Unterschrift des Ge-
nehmigenden bzw. eines Hinweises 
auf die elektronische Genehmigung 
in der Ausfertigung der elektronisch 
erstellten Erledigung ist daher un-
schädlich und berührt nicht deren 
Gültigkeit. (VwGH vom 19. 06. 2023, 
Ra 2023/09/0052)

Ausfertigung der Erledigung
Von der in § 18 Abs. 3 AVG geregel-
ten Genehmigung der Erledigung 
ist die in § 18 Abs. 4 AVG geregelte 
Ausfertigung der Erledigung zu 
unterscheiden; die Ausfertigung der 
Erledigung ist entweder vom Ge-
nehmigenden zu unterschreiben, mit 
einem Beglaubigungsvermerk zu ver-
sehen oder im Falle elektronischer 
Erstellung der Erledigung mit einer 
Amtssignatur zu versehen (wobei in 
diesem Fall keine weiteren Voraus-
setzungen erfüllt werden müssen).

 Auch § 18 Abs. 4 AVG sieht nicht vor, 
dass eine mit einer Amtssignatur 
versehene Ausfertigung einer Erledi-
gung noch zusätzliche Erfordernisse 
betreffend die Dokumentation der 
Genehmigung der Erledigung aufwei-
sen müsse. (VwGH vom 19. 06. 2023, 
Ra 2023/09/0052)

Unzulässige Feststellungsanträge
Feststellungsanträge, die auf die 
Feststellung der Rechtmäßigkeit 
einzelner prozessualer Schritte eines 
Verwaltungsverfahrens abzielen, 
sind von Vornherein unzulässig. 
(VwGH vom 15. 06. 2023,  
Ra 2023/12/0026)
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Wertsicherung

Monat

Klein- 
handels-
index

VP I Ø 
1958

VP II Ø 
1958

VP Ø 
1966

VP Ø 
1976

VP Ø 
1986

VP Ø 
1996

VP Ø 
2000

VP Ø 
2005

VP Ø 
2010

VP Ø 
2015

VP Ø 
2020

HVPI 
2015

Baukosten-
index für Stra-
ßenbau (Basis: 
2010=100)

Baukosten-
index für Stra-
ßenbau (Basis: 
2015=100)

Baukosten-
index für Stra-
ßenbau (Basis: 
2020 = 100)

Mai 2023 
(endgültig)

6291,5 830,8 833,6 652,1 371,5 239,0 182,8 173,7 157,2 143,5 129,6 119,8 130,06 150,6 140,4 131,1

Juni 2023 
(endgültig)

6323,0 835,0 837,7 655,3 373,4 240,2 183,7 174,6 158,0 144,2 130,3 120,4 130,42 150,6
(vorläufig)

140,4
(vorläufig)

131,1
(vorläufig)

Juli 2023 
(vorläufig)

6328,3 835,7 838,4 655,9 373,7 240,4 183,9 174,7 158,1 144,4 130,4 120,5 130,18 150,7 140,5 131,2

Die oben verwendeten Abkürzungen bedeuten Folgendes:
Kleinhandelsindex: = Kleinhandelsindex des Österreichischen Zentralamtes für Statistik, verkettet mit dem Verbraucherpreisindex II
VP I = Verbraucherpreisindex I (1958 = 100)
VP II = Verbraucherpreisindex II (1958 = 100)
VP 1966 = Verbraucherpreisindex 1966 (1966 = 100)
VP 1976 = Verbraucherpreisindex 1976 (1976 = 100)
VP 1986 = Verbraucherpreisindex 1986 (1986 = 100)
VP 1996 = Verbraucherpreisindex 1996 (1996 = 100)
VP 2000 = Verbraucherpreisindex 2000 (2000 = 100)
VP 2005 = Verbraucherpreisindex 2005 (2005 = 100)
VP 2010 = Verbraucherpreisindex 2010 (2010 = 100)
VP 2015 = Verbraucherpreisindex 2015 (2015 = 100)
VP 2020       = Verbraucherpreisindex 2020 (2020 = 100) 
HVPI = Österreichischer Harmonisierter Verbraucherpreisindex (2015 = 100)
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projektumsetzer
Bei technischen Herausforderungen muss man neue Wege gehen. Mit über 1.000 
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technischen Gebiet. So stoßen wir heute schon in neue Bereiche vor. Planung, Be-
rechnung, Überwachung, Beratung: Mit uns sind Sie auf der sicheren Seite. 
ooe-ingenieurbueros.at

sp
s-

m
ar

ke
ti
n
g
.c
o
m

ANZ_OOE_Gemeinde_189x82_260819.indd   8 22.10.19   13:58

Zivilrecht

Amtshaftung wegen zu Unrecht 
erteilter Baubewilligung
Die Bewilligung eines Zu- und Um-
baus setzt das Bestehen eines 
konsentierten Baus bzw. die Recht-
mäßigkeit des Baubestands, an den 
zugebaut oder der umgebaut werden 
soll, voraus.

Durch den nicht bewilligten nahezu 
vollständigen Abbruch des ursprüng-

lichen Gebäudes (Rinderstall) geht 
der diesbezüglich bestehende Kon-
sens unter. 

In diesem Fall kann weder die be-
antragte Abweichung vom ursprüng-
lich genehmigten Projekt noch ein 
Zu- oder Umbau bewilligt werden. 
Die dennoch erteilte Bewilligung der 
„geringfügigen Änderung zum ur-
sprünglichen Projekt“ durch den Bür-
germeister stellt eine unvertretbare 
Rechtsauffassung dar.

Die gegen die Baubewilligung beim 
Oö. LVwG beschwerdeführenden 
und schließlich erfolgreichen Klä-
ger haben daher aus dem Titel der 
Amtshaftung Anspruch gegen die 
Gemeinde auf den Ersatz der ihnen 
im Verfahren vor dem LVwG und 
VwGH entstandenen Kosten sowie 
der Kosten für Privatgutachten und 
die Feststellung der Haftung für noch 
nicht bekannte Schäden. (OGH vom 
21. 3. 2023, 1 Ob 35/23p) 
 MF
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Strukturiertes Monitoring 
schafft Überblick, sichert 
den Wertbestand und  
löst die Haftungsfrage.

Gerne zeigen wir, was wir für Sie tun können.  
Lukas Scharinger (05 9060 400-32,
lukas.scharinger@maschinenring.at) f 
reut sich über ihren Anruf.

Bäume sichern.
Bäume erhalten.

Unser Angebot 
kurz erklärt.

www.maschinenring.at


